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PREUSSEN 


Der Heimatdienft 


Hindenburg als Menih und Führer 


Hindenburg gehört durch die Wurzeln feiner Herkunft und durch 
die jugendliche Prägung ſeines Charakters einer Epoche an, die un⸗ 
vergänglich dem Heldenbuch des deutſchen Volkes einverleibt iſt. 
Seine Entwicklung zur höchſten Reife vollzog ſich in einem halben 
Säkulum, deſſen geſchichtsbildende Leiſtung nicht konſervativ, ſondern 
durch einen neuen fortſchrittlichen Optimismus angekurbelt war. 


Er ſelber aber blieb ein Mann der Beharrung, der ſich von den 
Urſprünglichkeiten ſeines Daſeins und von den Deutungen des Ge⸗ 
wordenen auch auf Grund ſeiner ſpäteren reichen Erlebniſſe und Er⸗ 
fahrungen nicht entfernte. Seine Heimat und fein Vaterland, das 
alte Preußentum, hatte er noch als organiſche Einheit erlebt; als 


der nationaldeutſche Gedanke in organiſierten Einigungen ſeinen 


Aufſchwung nahm, behielt er ſeine geſchloſſene und einfache 
Dorjtellung von Staatlichkeit und Volkstum bei. Es ift alfo 
ganz falſch, wenn man ihn als einen Kompromißler betrachtet, der 
ſich veränderten Lagen taktiſch anzupaſſen wiſſe. Er iſt in ungleichen 
öffentlichen Verhältniſſen immer der gleiche geblieben bis auf den 
heutigen Tag. Uns Kriſenmenſchen von 1952, die nach fo vielen 
neuen Medikamenten greifen müſſen, um den Einklang mit dem 
reißenden Zeittempo zu behalten, fällt es daher ſchon ſchwer, die 
lapidare Erſcheinung Hindenburgs voll zu erfaſſen. Sein Antlitz 
ſteigerte ſich uns zum Symbol, ſeine Lebensführung in Selbſtzucht 
und Güte wurde zum Vorbild, aber die Nachfolge in feinen Spuren 
blieb einem ſchwächeren Geſchlecht ſchon vielfach verſagt. 

Vielleicht möchte unſer Volk 
in eine Lebensregion ſteuern, 
die den hindenburgiſchen Anfän⸗ 
gern näher benachbart iſt als die 
Wechſelwirbel, durch die un- 
ſere jüngeren Generationen 
hindurch mußten. Man kann 
zwar niemals Zuftände der 
Vergangenheit zurückrufen, wohl 
aber weltanſchauliche Haltun⸗ 
gen zurückerwerben, deren ſitt⸗ 
liche Wirkſamkeit ſich heilſam 
bewährt hat. Wenn ſich viele 
Millionen deutſche Menſchen, 
die alle guten und ſchlechten 
Errungenſchaften unſeres jüng⸗ 
ſten Seitalters durchkoſtet 
haben, Hindenburgs Führer⸗ 
tum für das Deutſche Reich 
weiterhin ſichern wollen, ſo 
muß das einen tiefen realen 
Grund haben. Aus einer 
bloßen politiſchen Konitella- 
tion ließe ſich ein ſolcher 
Wunfh nicht erklären. Man 
ſehnt ſich eben in Seiten der 
Entwurzelung nach einem Men⸗ 
ſchen, der noch Wurzeln hat. 

Wir vernehmen jetzt ſo oft das Schlagwort von der Autarkie 
und meinen damit zumeiſt die nationale Selbſthilfe auf dem Gebiete 
der Wirtſchaft. Hindenburg iſt autark, alle Faſern ſeines Weſens 
wuchſen in deutſchem Boden, und ſein Leben war ein einziger Dienſt 
an der Zuſammenfaſſung unſeres ureigenen Beſtandes, an der Ub- 
wehr auseinanderſtrebender und zerſetzender Strömungen. Wenn er 
zur Volksgemeinſchaft mahnt, fo ift das keine Vokabel aus dem Seri- 
kon der Parteien, ſondern die ſeeliſche Summe ſeines Wollens und 
ſeines Tuns. 3 

Aus feinem Elternhaufe her, aus feinem altpreußifchen Sol- 
datentum bringt er jenen Geiſt patriarchaliſcher Gemeinſchaft her, 


den wir im Zeitalter Wilhelms II. großenteils verloren hatten und 


der in den Anfängen der Republik vielen als veraltet erſchien. Aber 
gerade in Jahren äußerſter Not und zerreißender Zweifel lernen 
wir wieder ahnen und einſehen, daß unſere Verbundenheit im 
Schickſal nicht auf formulierten Verträgen und geſetzlichen Doku⸗ 
menten beruht, ſondern auf einer Gemeinſchaft, deren Kern weit 
hinter aller ſtatutenhaften Satzung liegt. Die Schwertmänner, die 
ſeine Väter waren, bildeten zugleich die oberſte Bauernſchaft und 
das Treuhändertum des norddeutſchen Landes. Aus den Sippen, 
die einen von Natur wenig befeſtigten Raum zu einem ſtarken Staat 
umſchufen, erſtand die Verantwortung nicht als Schematismus der 
Pflichten, ſondern als lebendiges Gut. Wir wollen uns nicht ver- 
heimlichen, daß diefe Schicht allertreueſter Schildhalter ziemlich zer⸗ 
ſchmolzen iſt, aber wir wiſſen, daß in Hindenburg das Allgemein- 
gültige und Zeitlofe dieſer Geſinnung fortbeſteht. 

Sehr lange, ehe er als Würdenträger Kundgebungen zu erlaſſen 
hatte, nämlich ſechzig Jahre früher, hat der zehnjährige Paul von 
Hindenburg vor ſeinem Eintritt ins Kadettenkorps eine Proklama⸗ 
tion verfaßt, die ſchon die entſcheidenden Züge ſeiner Perſönlichkeit 
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Reichspräſident von Hindenburg 
auf einem Spaziergang im Park des Neichspräſidentenpalais mit feinen Enkelkindern 


vorwegnimmt. Mit ungeübter Hand ſchreibt er ſein „Teſtament“; 
die Spielſachen verteilt er darin an Bruder und Schweſter. Er ver⸗ 
fügt, daß ſein Bruder für einen armen Mitſchüler eine Frühſtücks⸗ 
ſemmel mitnehmen foll, was er bisher getan hat. Durchdrungen 
von dem Ernſt und der Würde ſeiner Niederſchrift, fügt er ſeiner 
Unterſchrift die Worte hinzu: „Daß ich dieſes wahr- und wahr- 
Baftig geſchrieben habe, beſtätige ich hiermit.“ Und dann formt er 
auch noch gleich ſein Lebensmotto an den Rand: „Ruhe und Frie⸗ 
den bitte ich mir für immer aus.“ 

Allerdings hat ihm das Leben weniger Ruhe und Frieden zu⸗ 
teil werden laſſen als den meiſten ſeiner Mitmenſchen. Kaum der 
Schule entwachſen, zieht er in Krieg und Verwundung nach König- 
grätz. Ein paar Jahre ſpäter reitet er als Adjutant durch das 
Mitrailleuſenfeuer vor Metz. Die Gründung des Deutſchen Reiches 
begrüßt er mit gezogenem Säbel im Spiegelſaal von Derfailles. 
Dann gibt es zwar für ihn einen langen Frieden, aber eine raſtloſe 
Arbeit. Er bezeugt ſelber, daß ihm als Generalſtäbler durcharbeitete 
Nächte keine Seltenheit waren. Als er dann ſeine Lebensmiſſion 
beendet glaubt, wird er ganz unerwartet von ſeinem Ruheſitz in die 
Weltgeſchichte berufen. Zum Lorbeer des Feldherrn erwirbt er fidi 
die menſchliche Verehrung als Dolfsliebling. In den Gewittern der 
Revolution erweiſt er ſich als der treue Edehard des rieſenhaften 
Heerkörpers, der von der Verzweiflung bedroht ift. Der Siebzig⸗ 
jährige bittet fih wie der Fehnjährige Ruhe aus, und feiner ſoldaten⸗ 
väterlichen Autorität gelingt auch im Zuſammenbruch der alten 
Ordnung die Verhütung des 
Schlimmſten. — Sechs Jahre 
vergehen, der Inflationsſchrecken 
iſt vorüber, aber der Neubau 
längſt noch nicht vollendet. 
Deutſchlands Zukunft ſcheint ſich 
zu erhellen, aber der Aufſtieg 
kann ſich noch als trügeriſch er⸗ 
weiſen. Man ruft den ehrwür⸗ 

digen Greis in das höchſte Amt. 
Er nimmt die Bürde auf ſich, um 
der nationalen Verſöhnung zu 
dienen. Ein Dolksteil bekennt 
ſich nur mit Sögern zu ſeiner 
neuen Sendung als pater pa- 
triae; ſpäter geraten andere 
Volksgruppen in Zweifel dar- 
über, ob er noch immer der er⸗ 
korene Mentor auf dem Wege 
zu äußerer Freiheit und innerer 
Sozialkraft ſein ſoll. Aber es 
iſt eben das ewige Los aller 
hochragenden Gebieter und Re⸗ 
präſentanten, daß ſie nicht 
immer Ausdruck für die Seelen⸗ 
regungen einer Geſamtheit ſein 
können. Man braucht ſich deshalb 
nicht über wetterwendiſche Gunſt⸗ 
launen innerhalb der Volksmaſſen zu beklagen. Die Vaturgeſetze 
des öffentlichen Lebens geſtatten keine innerpolitiſche Gleichgewichts⸗ 
lage von längerer Dauer. Wenn ein Heilungsprozeß ſehr viel Zeit 
braucht und von gefährlichen Rückſchlägen begleitet wird, fo halten 
viele Nervenleitungen die Überlaftung nicht aus. Aber der beſonnene 
Arzt wird nicht zu Eiſenbartkuren greifen, mag auch der verſtörte 
Patient gerade danach heftig verlangen. 

Hindenburg will mit Ruhe und Frieden kurieren. Er will den 
Weg des Abenteuers vermeiden, den gerade heute viele für den ein⸗ 
fachen halten und in dem ſie die reale Löſung ſehen. Er aber hat 
ſich niemals für Experimente entſchieden, und wenn ſchon das Be⸗ 
ginnen und ſeine Ausführung ein Wagnis iſt, ſo ſoll man nach 
Hindenburgs alter Deviſe nicht während der Operationen die Pläne 
ändern. Nach dieſer Methode hat er einſt Tannenberg gewonnen, 
indem er ſich die ſtoßartig plötzlichen Beſſerwiſſereien während der 
Aktion verbat. Man ſolle, ſo hat er ſich damals geäußert, ihn nie⸗ 
mals zeihen dürfen, durch Kopfloſigkeiten beſiegt zu fein, wenn die 
Fügung feine Niederlage wolle. 

Einen Aufbruch, deffen Ziel beim Kommando nicht zu iber- 
ſehen ift, hält er für chaotiſch; er glaubt alfo die höchſte Difziplin 
darin zu ſehen, daß man fih von leidenſchaftlichen Verlockungen 
fernhält. So iſt er, nehmt alles nur in allem, das Gegenteil eines 
Revolutionärs. Die preußiſche Geſchichte, aus deren ſtaatsſozialer 
und biedermänniſcher Atmoſphäre er hervorgegangen iſt, iſt durch 
Rebellion und Umſturz niemals geſchmiedet worden. Sie ſtand 
unter der friderizianiſchen Parole, man müſſe die Ohren ſteif 
halten. Eine ſolche Starrheit kann gewiß ihre Nachteile haben, 
wenn ſich wie heute die nationalen Schwierigkeiten in einer nahezu 
babploniſchen Verwirrung auftürmen. Aber noch hat die deutſche 
Artung und die deutſche Lebensgeſchichte niemals erwieſen, daß der 
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Raufch mächtiger geftalten könne als das gutgeſchnittene Maß von 
wohlüberlegter Klarheit des Hirns und Ausdauer des Herzens. 

Man foll zwar in Seiten, da alle Überlieferungen unſicher ge⸗ 
worden find, niemals das Zukünftige hartnäckig prophezeien wollen, 
ficher aber ift, daß Hindenburg eine politiſche Reife ins Phantaſti⸗ 
ſche, und wäre fie noch jo heroifch injzeniert, niemals antreten kann 
und niemals antreten wird. Darum ſcharen ſich um ihn alle, die 
ihr Vaterland durch Reformen retten wollen und den Bruch mit den 
Swangsläufigkeiten unſeres ſchweren Weges ablehnen. Hindenburg 
wird denen, die unfer von Krifenftürmen durchpeitſchtes Land durch 
radikales Verhalten aus den Niederungen von Arbeitsloſigkeit und 
Wehrſchwäche herausheben wollen, ihren Patriotismus nicht ab⸗ 
ſprechen, aber er wird ſich nicht Maßnahmen aufdrängen laſſen, die 
eine Lotterie ums Letzte bedeuten. 

Als ihn vor zwei Jahren fein Gewiſſen zwang, dem Haager 
Reparationsplan zuzuſtimmen, hat er das nur unter ſchweren vater⸗ 
ländiſchen Bedenken getan, ohne Rückſichten auf die ſchmerzhaften 
ſeeliſchen Wunden, die ihm der Widerſpruch der Draufgänger zu⸗ 
fügte. Inzwiſchen hat ihm die Selbſtbewegung der weltwirtſchaft⸗ 
lichen Schwerkräfte beſtätigt, daß Unerfüllbares auch von den Gläu- 


bigern als unerfüllbar anerkannt werden mußte, die damals davon 
nicht im voraus zu überzeugen waren. Dieſe Strategie ohne Aben⸗ 
teuer erwies ſchrittweiſe ihren Sinn. Was morgen geht, geht heute 
nicht, und was geſtern unmöglich war, iſt heute ſchon da. Wenn 
die gegenwärtigen Zuftände in Deutſchland gegen die natürlichen 
und organiſchen Lebensrechte einer erſchreckend großen Fahl unſerer 
Volksgenoſſen verſtoßen, fo ift damit zwar ein tragiſcher Konflikt 
feſtgeſtellt, aber nichts gegen Hindenburg bewieſen. Über Idee und 
Umfang feines Wirkens werden die Nauptbücher der deutſchen Ge- 
ſchichte einmal auf jeden moraliſchen und ſtaatspolitiſchen Heller und 
Pfennig Auskunft geben. Aber Deutſchland, wie es war und iſt, 
bucht ſchon längſt für ihn moraliſche, ſtaatspolitiſche und wehrhafte 
Aktivpoſten ſeitenlang, während die Befürworter anderer Rechnungs- 
ſyſteme noch auf Kredit leben. 

Ein großes Volk, das leben will und leben wird, obwohl ihm 
eine welt fremder Gewalten das Leben wiederholt nicht mehr 
gönnen wollte, nimmt ſich zu ſeinem Mentor immer den, den es 
braucht. Wenn ein altes Volk wie das der Deutſchen politiſch noch 
fo jung ift, fo kann es zwar Fehler begehen, aber nicht die Männer 
entbehren, die ihm Reife in Geſinnung und Tat vorgelebt haben. 


Die Neuwahl des Reichspräfidenten 


Von miniſterialrat Dr. Georg Kaifenberg 


Am 5. Mai 1952 geht die fiebenjährige Amtsperiode des Herrn 
Reichspräfidenten zu Ende. Damit ergibt fich die e die 
Neuwahl des Reichspräfidenten fo zeitig vorzubereiten, daß am 
5. Mai ein Reichspräſident — neu gewählt — zur Übernahme des 
Amts vorhanden ift. Während der Wahltag für eine Reichstags ⸗ 
wahl vom Reichspräſidenten beſtimmt wird, wird der Wahltag für 
die Präſidentenwahl vom Reichstag feſtgeſetzt. 

Die Entſcheidung über den Wahltag iſt gefallen. Ent⸗ 
ſprechend dem Vorſchlag des für die Durchführung der Wahl zu- 
ſtändigen und parlamentariſch verantwortlichen Reichsminiſters des 
Innern hat der Reichstag als Wahltag für die Reichspräfidenten- 
wahl Sonntag, den 15. März, beſtimmt. Nach dem Präſidenten⸗ 
wahlgeſetz ift zum Reichspräſidenten gewählt, wer mehr als die 
Hälfte aller gültigen Stimmen erhalten hat. 
die abſolute Stimmenmehrheit. Wird eine ſolche nicht erreicht, ſo 
findet ein zweiter Wahlgang ſtatt. Bei dieſem iſt gewählt, wer die 
meiſten gültigen Stimmen, wer alſo die relative Mehrheit er⸗ 
ee hat. 

ur Vorbereitung der Wahl iſt eine ausreichende Feitſpanne 
erforderlich. Zwiſchen erſtem und einem een ee: 
eine Friſt von etwa drei Wochen liegen. Zwifchen. einem zweiten 
Wahlgang und dem Amtsantritt des neugewählten Reichspräfidenten 
muß gleichfalls eine ausreichende Friſt liegen, um das Wahlergebnis 
feſtzuſtellen und durch das Wahlprüfungsgericht prüfen zu laſſen. 
Während der öſterlichen Zeit, alſo vom Palmſonntag bis zum erſten 
Sonntag nach Oſtern, kann eine Wahl nicht ſtattfinden. Das ver⸗ 
bietet die Rüdficht auf die religiöſen Bedürfniſſe weiteſter Dolfs- 
kreiſe. Der Palmſonntag ſcheidet im Hinblick auf die evangeliſche 


Kirche aus; der erſte Sonntag nach Oftern ift in den katholiſchen 


Keichsteilen der Tag der Erſtkommunion, der „Weiße Sonntag“. 
So ergeben ſich aus der Wahltechnik wie aus der Kalenderlage 
zwangsläufig Sonntag, der 15. März, für den erſten Wahlgang und 


Sonntag, der 10. April, für einen etwaigen zweiten Wahlgang. 


Das find nach dem Kalender die gleichen Sonnta 
Gſtern wie bei der 5 F 
Für die Reichstagswahl 1924 wurde der amtliche Stimmzettel 
eingeführt. Auf ihm werden die Wahlvorſchläge der einzelnen 
Parteien unter Angabe der Parteibezeichnung und der Namen der 
erſten vier Bewerber mit Ordnungsnummer aufgeführt. Um die Der- 
3 einheitlicher amtlicher Stimmzettel bei der 
Aeich denden leiden te nwabl zu ermöglichen, iſt auch für die 
: eichspräſidentenwahl durch Geſetz vom 15. März 1925 das S y fte m 
r Wahlvor ſch lä ge eingeführt worden. Für die Aufſtellung 
ſolcher Wahlvorſchläge gibt es zwei Möglichkeiten. Die eine Mög⸗ 
lichkeit beſteht darin, daß der Wahlvorſchlag von einer Wählergruppe 
ausgeht, die bei der letzten Reichstagswahl einen Reichswahlvorſchlag 
eingereicht und auf die angeſchloſſenen Ureiswahlvorſchläge minde- 
ſtens eine halbe Million Stimmen erhalten hat. Die andere Ein⸗ 


reichungsart ift die, daß der Wahlvorſchlag von mindeſtens 20 000 


Wählern unterzeichnet wird. 


Bei der Reichspräſidentenwahl 1925 find die Wahl- 
vorſchläge von den politiſchen parteien e allo 
von Wählergruppen, die bei der letzten Reichstagswahl Reichswahl⸗ 
vorſchläge eingereicht hatten. Beim zweiten Wahlgang hat General- 
feldmarſchall von Hindenburg als Anwärter des Reichsblocks, 
+ dem die Rechtsparteien zuſammengeſchloſſen waren, Reichs⸗ 
anzler a. D, Marx als Anwärter des Volksblocks (Sozial- 


Entſcheidend iſt alſo 


demokraten, Zentrum und Demokraten) kandidiert. Die beiden 
Wahlvorſchläge waren für die zu Blöcken vereinigten politiſchen 
Parteien von einer zentralen Stelle eingereicht worden. Die Kandi- 
datur der Kommuniſtiſchen Partei, des Abgeordneten Thälmann, 
war gleichfalls von der Partei eingereicht worden. 

Für die Keichspräſidentenwahl 1952 ift die überparteiliche 
Kandidatur des gegenwärtig amtierenden Herrn Reichspräſidenten, 
des Generalfeldmarſchalls Paul von Hindenburg, zuſtande 
gekommen. Dieſer Wahlvorſchlag geht nicht von Wählergruppen 
aus, die bei der letzten Reichstagswahl einen Wahlvorſchlag einge⸗ 
reicht hatten. Die Unterſchriften für den Wahlvorſchlag mußten 
daher geſammelt werden. Für die Unterſchriftenſammlung hat der 
unter Führung des Oberbürgermeifters Dr. Sahm-Berlin ftehende 
Bindenburg-Ausſchuß die Unterftügung der Preſſe erbeten und-er- 
halten. der Wahlvorſchlag Hindenburg iſt inzwiſchen be- 
reits beim Reichswahlleiter eingereicht worden. Als weitere Kandi- 
datur ift bisher die des Oberſtleutnants a. D. Theodor Ddueſter⸗ 
berg in Halle a. d. S., des 2. Vorſitzenden des „Stahlhelms“, be⸗ 
kanntgeworden. Dieſe Kandidatur wird getragen von der Deutſch⸗ 
nationalen Volkspartei und dem Stahlhelm. Ferner ſteht feft, daß 
die Uommuniſtiſche Partei, wie im Jahre 1925, den kommuniſtiſchen 
Keichstagsabgeordneten Ernſt Thälmann in Hamburg als Anwärter 
benennen wird. Als Kandidat der Vationalſozialiſtiſchen Deutſchen 
Arbeiterpartei iſt deren Führer, Adolf Hitler, benannt worden. 

Gewählt wird nur mit amtlichen Stimmzetteln, auf 
denen die einzelnen Anwärter mit Vor- und Zunamen, Stand oder 
Beruf und Wohnort aufgeführt find, und zwar in Feldern unter- 
einander. Die Reihenfolge von oben nach unten richtet ſich nach 
dem Alphabet. Rechts von dem Felde eines jeden Anwärters iſt 
ein runder Kreis, ſchwebend in einem Viereck, angebracht zur Auf⸗ 
nahme des Stimmvermerks. Die Stimmabgabe erfolgt derart, 
daß der Wähler durch ein auf den Stimmzettel geſetztes Kreuz oder 
auf andere Weiſe kenntlich macht, welchem Wahlvorſchlag er feine 
Stimme gibt. Wenn auch jeder Stimmberechtigte in der Art der 
Einzeichnung freie Hand hat, ſo empfiehlt es ſich, zur Vermeidung 
der Gefahr einer Ungültigerklärung und im Intereſſe der Der- 
einfachung des Feſtſtellungsverfahrens die Kennzeichnung in der 
weiſe vorzunehmen, daß der Wähler in den Kreis des Ane 
wärters, dem er ſeine Stimme geben will, ein Kreuz ſetzt. 

Es iſt auch zuläſſig, daß der Wähler ſeine Stimme für eine 
nicht vorgeſchlagene Perſon abgibt. Zu dieſem Sweck f auf den 
amtlichen Stimmzetteln unter den Feldern für die zugelaſſenen An- 
wärter ein beſonderes freies Feld — ohne Kreis — angebracht, in 
das der Stimmberechtigte einen ſonſtigen Anwärter eintragen kann, 
wenn er keinem der Dorgefchlagenen ſeine Stimme geben will. Die 
Abgabe der Stimme für nicht zugelaſſene Anwärter iſt praktiſch ohne 
Bedeutung und führt nur zur Ferſplitterung der Stimmen; denn bei 
der Präſidentenwahl kann nur ein Anwärter Ausſicht auf Erfolg 
haben, hinter dem große Volksmaſſen ſtehen. l 2 
wählen kann nur, wer in die Stimmlifte oder Stimmkartei 
ſeines Wohn- oder Aufenthaltsortes eingetragen iſt oder wer einen 
Stimmſchein fih rechtzeitig hat ausſtellen laſſen. gur Vermeidung 
des Derluftes des Wahlrechts empfiehlt es ſich daher, daß jeder 
Wähler die Stimmkartei oder Stimmliſte während der Aus ⸗ 
legungsfriſt einſieht oder durch eine zuverläſſige Vertrauens- 
perfon einſehen läßt. Die Stimmkarteien und Stimmliſten werden 
in der Zeit vom 3. bis 6. März bei den Gemeindebehörden aus- 
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gelegt. Die Gemeindebehörde kann die Auslegung ſchon früher 
beginnen laſſen. In jeder Gemeinde wird die Auslegungsfriſt, d. h. 
die Seit, während der die Stimmkarteien und Stimmliſten zu 
jedermanns Einſicht ausliegen, ortsüblich durch Plakatanſchlag, durch 
Anſchlag an der Gemeindetafel, durch Bekanntmachung in der Lokal⸗ 
preſſe, in kleinen ländlichen Gemeinden auch durch Ausrufen bekannt⸗ 
gemacht. Verſäume jedenfalls keiner, die Stimmliſten einzuſehen 
oder durch eine vertrauenswürdige Perſon einſehen zu laſſen. 

Wer am Wahltag verreiſt iſt, muß ſich bei der Gemeindebehörde 
feines Wohn- oder Aufenthaltsortes rechtzeitig einen Stimm- 
ſchein ausſtellen laſſen, mit dem er berechtigt iſt, in jedem be⸗ 
liebigen Orte innerhalb des Deutſchen Reiches abzuſtimmen. 


Gewählt kann nur am Abſtimmungstag werden, und zwar nur 
während der Abſtimmungszeit. Die Abſtimmungszeit be⸗ 
ginnt beim erſten Wahlgang um 9 Uhr vormittags und ſchließt um 
6 Uhr nachmittags. In kleinen Gemeinden mit weniger als 1000 Ein⸗ 
wohnern kann die untere Derwaltungsbehörde (in Preußen der 
Landrat, in Bayern das Bezirksamt, in Sachſen die Amtshaupt- 
mannſchaft) eine kürzere Abſtimmungszeit für die einzelnen Ge⸗ 
meinden anordnen. Dieſe gekürzte Abſtimmungszeit muß aber 
mindeſtens ſechs Stunden umfaſſen und darf nicht ſpäter als 11 Uhr 
vormittags beginnen und nicht vor 4 Uhr nachmittags ſchließen. 

Wahlrecht ift Wahlpflicht! Verſäume keiner, feine oberſte 
ſtaatsbürgerliche Pflicht am 15. März zu erfüllen! 


. 


Bankenreform 


Don Regierungsrat Horwitz 


Die Reorganiſation der deutſchen Großbanken zieht die Bilanz 
aus den Ereigniſſen, die ſich ſeit 1% Jahren vollzogen haben, ins- 
beſondere aus der ſtarken Rückziehung der kurzfriſtigen Kredite des 
Auslandes, die zunächſt im September 1950 einſetzte und nach einer 
Pauſe von etwa einem halben Jahr im Mai und den folgenden 
Monaten des Jahres 1951 noch über die Kataſtrophe hinaus an= 
gedauert hat. 

Es ift das erſtemal in der Geſchichte des Wirtſchafts lebens, 
daß in dieſem Umfange Kapital einer Volkswirtſchaft entzogen 
wurde, und daß die einzelnen Gläubiger ſich nicht auf die Kück⸗ 
rufung ihrer Kredite von einzelnen Inſtituten beſchränkt, ſondern 
ihre Rüdrufung auf die einem ganzen Bankſpſtem gegebenen Kre- 
dite ausgedehnt haben. 

Es iſt und war von jeher ein anerkannter Grundſatz, daß einer 
plötzlichen Rückrufung von Kreditſummen großen Ausmaßes kein 
Bankunternehmen gewachſen ſein kann. Beſonders ſchwer mußte 
fih diefe Rückwirkung in Deutſchland auswirken. Der deutſche 
Kapitalmangel, durch Abfluß von Mitteln zur Zahlung politiſcher 
Schulden ſtändig wacherhalten, hatte zu einem hohen Sinsſatz ge- 
führt, und dieſer wiederum hatte kurzfriſtige Gelder ins Land ge⸗ 
zogen. In der Erwartung ſpä⸗ 
terer Konſolidierung waren diefe 
Gelder, zum großen Teil mit 
Kenntnis der Gläubiger, an die 
Wirtſchaft ausgeliehen und von 
ieſer zur Inveſtition in lang⸗ 
friſtigen Anlagen verwendet wor- 
den. Wie wir heute, nachdem 
ir! ie Konfolidierung als 
nicht möglich erwieſen hat, rück⸗ 2 5 
blickend erkennen, war manche Gesellschaft ,. kor 
dieſer Ausleihung ein Fehler. 5 r 
Diele Inveſtitionen, die zur Seit en 
ihrer Vornahme einem vernünf- ` 
tigen Bedürfnis entfprachen, Dresdner- 
haben fih durch die Derminde- und Danat- == 
rung des Abſatzes infolge einer Bank zT 
Weltkriſe von ungeahntem Aus- i 
maß als Sehlinveftitionen her⸗ 
ausgeſtellt. Wäre Deutſchland 
eine ruhige, allmähliche Abwick⸗ 
lung dieſer Kredite von vornher⸗ 
ein ermöglicht worden, ſo wären 
der Bankzuſammenbruch im Juli 
1951 und die in feinem Derfolg 
eingetretenen Kreditverfürzun« 
gen und Schrumpfungen der 
Wirtſchaft gar nicht oder ſicher nicht in dieſem Umfang eingetreten. 
Dabei ſoll gar nicht beſchönigt werden, daß auch hier Schuld und 
Schickſal zuſammengewirkt haben. 

Am 15. Juli 1951 ſtellte dann die Danatbank die Zahlungen 
ein. Schon am gleichen Tage wurde klar, daß auch die anderen 
Banken dem Anſturm der aufgeregten Kunden in den nächſten Tagen 
erliegen würden. Bankfeiertage wurden daher angeordnet. Bevor 
die Banken wieder eröffnet wurden, iſt die Dresdner Bank rekon⸗ 
ſtruiert worden. Daß die Wiedereröffnung der Banken im übrigen 
ſchon am 5. Auguſt 1951 möglich war, obwohl ungeheure Schwie⸗ 
rigkeiten und Widerſtände zu bekämpfen waren, und daß ſie ſo ruhig 
verlaufen iſt, iſt ein tröſtliches Zeichen dafür, daß in Stunden der 
Gefahr in unſerm aufgewühlten und zerriſſenen Volk der geſunde 
Sinn und eine klare Erkenntnis der Gefahren und Notwendigkeiten 
ſich durchzuſetzen wiſſen. 

Es iſt gelungen, mit dem vorläufig rekonſtruierten Bankweſen 
bis heute zu arbeiten, ohne daß ſich erneut irgendwelche ernſtlichen 
Gefahren bemerkbar gemacht hätten. Es verſteht ſich von ſelbſt, 
daß Regierung und Reichsbank ſeit der Wiedereröffnung der Banken 
das Problem ihrer endgültigen Kekonſtruktion nicht aus dem Auge 
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gelaſſen haben. Es iſt auch nicht etwa ſo, daß die großen Arbeiten, 
die in der Zwiſchenzeit auf dem Gebiete der inneren Reform und 
der Klärung der Reparationsfrage eingeleitet worden ſind, die end⸗ 
gültige Regelung aufgehalten hätten. Vielmehr ſetzte dieſe voraus, 
daß die Banken in eine umfaſſende Prüfung ihrer Geſamtlage und 
ihrer einzelnen Kunden eintraten, eine riefenhafte Arbeit, die nun⸗ 
mehr in ihren großen Linien als beendet angeſehen werden kann. 
Außerdem war notwendig, daß eine — wenn auch nur proviſoriſche 
— Regelung der kurzfriſtigen Schulden an das Ausland ſtattfand, 
wie ſie neuerdings erfolgt iſt. Die Regierung hat endlich geglaubt, 
entſcheidendes Gewicht darauf legen zu müſſen, daß alle vier Groß⸗ 
banken am ſelben Tage mit einer offenen Darlegung über den Stand 
ihrer Verhältniſſe herauskommen, und daß gleichzeitig nach er- 
folgter Bereinigung die Neukonſtruktionen bekanntgegeben werden. 
* 

Es gibt keine Kreditbank, die ein dem vorjährigen Abſchluß 
annäherndes Erträgnis aufweiſen kann. Die meiſten haben in ihren 
Bilanzen große Verluſte aufzuweiſen. Die Deckung erfolgt durch 
Herabſetzung des Kapitals (Einziehung eigener Aktien, Zuſammen⸗ 
legung außenſtehender Aktien) und Inanſpruchnahme der Reſerven. 
In einigen Fällen reicht, wenn 
eine gründliche Säuberung der 
Bilanz vorgenommen werden 
ſoll, auch das noch nicht aus. 
Hier wird das Reich bei einzel⸗ 
nen Banken Schatzanweiſungen 
einlegen, die im Laufe der Jahre 
aus den Gewinnen zu tilgen 
ſind. Außerdem hat das Reich 
ſich bereit erklärt, Schatzanwei⸗ 
jungen zur Bildung von Refer- 
ven zur Verfügung zu ſtellen; 
auch dieſe Beträge müſſen aus 
künftigen Gewinnen getilgt 
werden. — Die durch die Kapi- 
und Ein⸗ 
ziehung von Aktien zu klein ge⸗ 
wordenen Bankkapitalien werden 
í in der Weiſe erhöht, daß die 
Golddiskontbank vorübergehend, 
d. h. bis zu dem Zeitpunkt, in 
dem privates Kapital wieder zur 
Verfügung ſteht, Aktien über⸗ 
nimmt. Der Golddiskontbank 
werden die Mittel hierzu dadurch 
zugeführt, daß fie ihr Kapital 
erhöht. Die neuen Aktien der 
Golddiskontbank werden von der Reichsbank übernommen, und 
zwar mit Mitteln, die fie aus Erſparung der Notenſteuer gewinnt. 

* 
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Um nur die wichtigſten Punkte der Banken⸗Reorganiſation 
hervorzuheben: Eine beſonders große Finanztransaktion ſtellt die 
Vereinigung Danat⸗Dresdner Bank dar. Es war zu 
überlegen, ob man die Danatbank ſelbſtändig erhalten oder mit 
einem anderen Inſtitut verbinden ſollte. Nach reiflicher Über- 
legung iſt die Fuſion als das zweckmäßigſte erkannt worden. Eine 
Wiederaufrichtung der Danatbank hätte zum mindeſten ebenſo große 
Mittel erfordert wie die Fuſion. Es wäre aber dann nicht möglich 
geweſen, die unbedingt notwendige Rationaliſierung im Bankweſen 
durchzuführen, und es wäre ferner nicht möglich geweſen, die Reihs- 
garantie abzubauen. 

Die Stammaktien der Dresdner Bank werden im Der- 
hältnis von 10:5, die Vorzugsaktien im Verhältnis von 5: 2 zu⸗ 
ſammengelegt. Die hierdurch erzielten Buchgewinne werden noch 
dadurch erhöht, daß das Reich der Dresdner Bank as Millionen Dor- 
zugsaktien zur Verfügung ſtellt, die die Golddiskontbank mit einem 
Agio von etwa 5 v. H. übernimmt. Die im freien Verkehr befind- 
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lichen Aktien der Danatbank werden in der Weiſe gegen Aktien der 
Dresdner Bank umgetauſcht, daß auf 10 000 Danataktien 5000 
Dresdner entfallen. An baren Mitteln fließen der Dresdner Bank 
etwa 65 Millionen neu zu. Außerdem erhält ſie in ſehr erheblichem 
Umfange Schatzanweiſungen zur Bildung der geſetzlichen Reſerve 
und für Ausgleichsreſerven. Kapital und geſetzlicher Reſervefonds 
zuſammen werden 250 Millionen betragen. 

Es ift insbeſondere Dorforge getroffen, daß die Liquidität unter 
allen Umſtänden geſichert iſt. 

Der Abbau von Angeſtellten wird in ſchonender Weiſe vor- 
genommen werden. Dabei foll ein Teil der Danatbanf-Angeftellten 
auf die Dresdner Bank übernommen werden. Für die, die ent⸗ 
laſſen werden müſſen, wird in erheblicher Weiſe durch Abbaugelder 
vorgeſorgt werden. Das Reichsfinanzminifterium hat dafür 20 Mil- 
lionen RM. zur Verfügung geſtellt. 

* 


Eine weitere Fuſion betrifft den Barmer Bankverein 
und die Tommerzbank. Es iſt nicht richtig, daß dieſer Zu- 
ſammenſchluß von der Regierung erzwungen wurde. Im Gegenteil. 
Die Regierung hätte einen ſelbſtändigen Fortbeſtand des Barmer 
Bankvereins gern geſehen. Die Verwaltung glaubte jedoch, ein ren⸗ 
tables Arbeiten für die Zukunft nicht in Ausſicht ſtellen zu können. 
Aus dieſem Grunde wurde der ZJuſammenſchluß notwendig. 

Bei der Commerzbank ſelbſt wird das 75 Millionen be⸗ 
tragende Aktienkapital im verhältnis von 10:3 zuſammengelegt. 
Dadurch werden etwa 52 Millionen und zuzüglich des ſeitherigen 
Rejervefonds 92 Millionen zu Abſchreibungen frei. Die Gold- 
diskontbank übernimmt 45 Millionen neue Aktien der Commerz⸗ 
bank zum Aurſe von 115 v. . Aus der Juſammenlegung bleiben 
übrig 22% Millionen Aktien. dem Barmer Bankverein werden im 
Umtauſch 12% Millionen Aktien gegeben. Das Geſamtaktien⸗ 
kapital beträgt demnach 80 Millionen, die offene Reſerve beläuft 
jih auf 50 Millionen, davon ſtammen 25% vom Reih und 694 
durch Agio. ; 

Die Deutſche Bank wird ihr Aktienkapital im Derhältnis 
von 5:2 zuſammenlegen und 72 Mill. RM. neue Aktien ausgeben. 
Ihr Kapital beträgt dann 144 Mill. RM., die Reſerven 25 Mil- 
lionen AM. 


Die Rekonſtruktion der Banten wird in weitem Umfange auch 
Induſtrie und Handel zugute kommen. Darüber hinaus iſt für In⸗ 
duſtrie und Handel Dorforge getroffen durch Ausbau der Akzept⸗ 
und Garantiebank. 


Die Allgemeine Deutſche Kreditanſtalt in Leipzig 
wird ebenfalls auf eine unbedingt geſicherte Grundlage geſtellt 
werden durch Übernahme von Aktien durch die Golddiskontbank und 
durch Zuführung von Reſerven durch das Reich. Der Einfluß von 
Reich und Golddiskontbank auf die Geſchäftsführung aller Banken, 
die in die Aktion einbezogen wurden, iſt ſichergeſtellt. 


* 


Abſchließend kann man ſagen: Die deutſche Wirtſchaft hat im 
Sommer 1951 einen Sturm von noch nicht erlebter Schwere über 
ſich ergehen laffen müſſen. Zwiſchen 4 und 5 Milliarden RM. bare 
Mittel, und zwar in der Hauptſache über die Großbanken, wurden 
ihr entzogen. Sie hat ſich in einer Weiſe widerſtandsfähig gezeigt, 
die ohne Beiſpiel iſt, und hat den Sturm überwunden. Das iſt am 
deutlichſten daraus zu erkennen, daß bei der Akzept⸗ und Garantie- 
bank, die bei der Eröffnung der Banken im Sommer 1951 geſchaffen 
wurde, und die nicht nur von Großbanken, ſondern noch in ſtär⸗ 
kerem Maße von den Sparkaſſen beanſprucht wurde, heute ſchon ein 
großer Teil der Kredite — es handelt ſich um Hunderte von Mil- 
lionen — zurückgezahlt iſt. 


Die Banken find nunmehr gründlich von ihren Schäden be- 
reinigt. Was verloren iſt, iſt abgeſchrieben; für das, was noch ge⸗ 
fährdet ift, find Reſerven und Sicherheiten geſchaffen. Die Liqui⸗ 
dität ift ſichergeſtellt dadurch, daß das Reich, die Reichsbank und die 
Akzept⸗ und Garantiebank teils direkt geholfen haben, teils, ſoweit 
dies noch erforderlich werden ſollte, zur Mithilfe bereit ſind. Das 
Stillhalteabkommen endlich beſeitigt die Gefahren vor dem Aus- 
lande. Das verantwortliche Kapital, d. h. das Aktienkapital und 
die Reſerven, die den Einlegern der Banken haften, find wiederher- 
geſtellt. Danach ſind alle Vorkehrungen getroffen, den Banken neues 
Leben, eine neue tragfähige Grundlage zu ſchaffen und ſie als In⸗ 
ſtrument der deutſchen Wirtſchaft, die ohne ein geordnetes Bant- 
weſen überhaupt nicht beſtehen kann, zu erhalten. 


England im Zeichen des Papierpfundes 


Don Staatsſekretär a. D. Dr. R. von Mühlmann 


Dem Außenſtehenden, ſelbſt wenn er meinte, England gut zu 
kennen, klang die Nachricht, die Nation habe für das Pfund Ster⸗ 
ling die Goldbafis verlaſſen, unglaublich und unbegreiflich. Das 
Pfund und feine Golddeckung ſchienen jo feft verankert und un- 
erſchütterlich wie die Pyramiden. In der Art, wie das Unvermeid- 
liche der Welt mitgeteilt wurde, offenbarte ſich wieder die durch 
jahrhundertelange Schulung erworbene politiſche Weisheit der 
Nation. Was durch den Druck übermächtiger äußerer Umſtände 
erzwungen wurde, ließ man als reiflich geplant und freiwillig 
gewollt erſcheinen. In der Tat hat ein großer Teil des Auslandes 
das Aufgeben der Goldbaſis ſo geſehen wie England wünſchte, es 
ſolle geſehen werden. 

Zahlreiche Staaten find genötigt geweſen, dem Beiſpiele Eng- 
lands zu folgen, und ſieht man auf einer Weltkarte die Länder, 
die noch auf Goldbaſis ſtehen, ſo iſt die Fläche gegen die Länder 
mit erſchütterter oder unſicherer Währung beängſtigend klein. 

Wie das Problem ſich auswirken würde in einem Lande, das 
für die meiſten Rohftoffe, mit Ausnahme von Kohle und Eiſen, 
auf Import angewieſen ift, das von der Verarbeitung dieſer Roh- 
ſtoffe lebt und noch obendrein mindeſtens drei Diertel ſeines Nah⸗ 
rungsmittelbedarfs vom Auslande beziehen muß, hat zu zahlreichen 
Prophezeiungen und Dorausfagen geführt. Schicken wir gleich 
voraus, daß ſich an all dieſen ſo gut wie nichts erfüllt hat. 

Die Propheten, eingedenk deſſen, was fih in Öfterreich und 
Deutſchland, und ſpäter auch in Frankreich beim Verfall der Wäh- 
rung vollzogen hat, ſagten raſches Anziehen der Preiſe auf dem 
Inlandmarkte voraus, Kapitalabwanderung, ſtarkes Sinken der feſt 
verzinslichen Werte, Hamjterung und Flucht in die für wertbeſtändig 
gehaltenen Anlagen. Wie ſteht demgegenüber heute die Wirklich“ 
keit? Das Niveau der Koflen täglicher Lebenshaltung hat fih in 
England bis jetzt fo gut wie gar nicht verändert. Von einer Flucht 
aus dem Pfund, insbeſondere aus den feft verzinslichen Sterling- 
werten, iſt bisher kaum etwas wahrzunehmen. Die belebende Wir⸗ 
kung der verſchlechterten Valuta auf den Arbeitsmarkt und die 
Exportinduſtrie iſt zum großen Teil eingetreten, vor allem ſpürbar 
im Textilgewerbe und in der Kohle. 

Es liegt nun nahe, nach den Urſachen zu forſchen, welche 
in England der Abkehr vom Goldſtandard andere Ergebniſſe folgen 
ließen, als ſie die Erfahrung anderer Länder hätte erwarten laſſen. 


Pſychologiſche Foktoren find in ſolchen Zufammenhängen von 
nicht zu unterſchätzender Wichtigkeit. Das engliſche Volk hat die 
Abkehr vom Golde mit vollem Recht als ein Warnungszeichen 
möglicher ungeheurer Gefahren erkannt und ſich zunächſt politiſch 
und moraliſch zuſammengerafft, hat feinen Willen zur größt- 
möglichen politiſchen Konzentration durch die Wahlen unzweifel⸗ 
haft bekundet und führt nun bis in die kleinſten Maßnahmen des 


täglichen Lebens hinein alles durch, wovon es Erleichterung und 


Konfolidierung erwarten kann. Der Glaube an den Wert und die 
Beſtändigkeit der eigenen Währung iſt ſo tief eingewurzelt, daß 
jeder Gedanke an möglichen weiteren Verfall oder Entwertung des 
Pfundes von der breiten Maffe glatt abgelehnt wird. Eine ſolche 
Entwicklung gilt als unmöglich und undenkbar, und aus pſycho⸗ 
logiſchen Einſtellungen heraus treten die erwarteten Erſcheinungen 
von Kapitalflucht im allgemeinen und von Flucht in wertbeſtändige 


Anlagen insbeſondere nur ganz vereinzelt und in kaum nennens⸗ 


wertem Maße auf. Bei den ungeheuren Beträgen an feſtverzins⸗ 
lichen Pfundwerten aller Art, in denen heute engliſche Vermögen 
zum großen Teil angelegt ſind, würde eine panikähnliche Flucht 
aus dieſen Werten Folgen zeitigen, die man gar nicht aus⸗ 
denken kann. 

„Kauft nur britiſche Waren“, leuchtet einem von jeder Plakat⸗ 
ſäule und aus jedem Ladenfenſter entgegen; Auslandreiſen ſind 
„unpatriotiſch“ nud deswegen auch bei der guten Geſellſchaft ver- 
fehmt. In Paris und an der Riviera ſtehen die bisher auf eng 
liſche Kundſchaft eingeſtellten Gaſthäuſer gähnend leer; dafür iſt 
London lebhafter als ſonſt oft im Winter, und die verſchiedenen 
Stätten in England, die ſich eines halbwegs erträglichen Klimas 
erfreuen, haben mehr Zuſpruch als ſonſt. we 

Ein weiteres Ergebnis dieſer Einſtellung ift, daß die inländiſche 
Kaufkraft des Pfundes gleichgeblieben ift; im Gegenteil, in den 
meiſten Läden werden in Papierpfunden noch ganz bedeutende 
Ermäßigungen auf die urſprünglichen Goldpfundpreiſe gewährt. 
Wäre der Fuſtand in dem Reſt der Welt normal, würde England 
gezwungen ſein, ſowohl ſeine Nahrungsmittel als ſeine Rohſtoffe 
auf Baſis der Goldparität zu kaufen. So müßten die Koſten jedes 
einzelnen Artikels langſam aber ſicher ſteigen und damit die Koſten 
der geſamten Lebenshaltung; und nach wenigen Monaten würde 
der Ausfuhrvorſprung des relativ entwerteten Geldes durch dieſe 
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parallelen Preisſteigerungen wettgemacht, wenn nicht gar ins 
Gegenteil verkehrt werden. So aber ift, ſolange die Krife dauert, 
die Lage deffen, der Rohſtoffe abſetzen muß, p elend, die Zahl der 
Länder mit entwerteter Valuta jo groß, daß man den geſchätzten 
und immer aufnahmefähigen engliſchen Kunden in Gottes Namen 
in Papierpfunden bedient, als wären es noch die alten Goldpfunde. 
Nur in ganz wenigen Artikeln, z. B. in Motorbenzin, wirkt ſich 
die Tendenz, nur in Sold zu verkaufen, in nicht unerheblichen 
Steigerungen auf dem Inlandmarkte aus. 


Die nationalen Wahlen haben ein Kabinett geſchaffen, das 
man hier ſehr ungern ein Koalitionskabinett nennen hört. An der 
Spitze ſteht der ehemalige Führer der Arbeiterpartei, nach deutſchen 
Analogien alfo ein Sozialdemokrat. Die Konſervativen haben eine 
ſtarke Majorität, die bisher nicht gehindert hat, daß liberale Frei⸗ 
händler ſehr wichtige Miniſterien innehaben. Die konſervative 
Partie ficht ſchon ſehr lange unter dem Banner des Schutzzolles. 
Das gänzlich unvorhergeſehene und unprogrammäßige Abgehen von 
der Goldbaſis har, wie oben gezeigt, England einen praktiſchen 
Schutzzoll von ungefähr 25 v. H. bereits in den Schoß geworfen. 
Außerdem haben draſtiſche, als zeitweilig bezeichnete Maßnahmen 
weitere hohe Follmauern um die britiſchen Inſeln errichtet. Man 
muß annehmen, daß die freihändleriſch geſinnten Miniſter mit der 
„Seitweiligkeit“ dieſer Maßnahmen ihr Gewiſſen beruhigt haben. 


Der ſtarken konſervativen Majorität, die ſich ſagte: jetzt oder 
nie ſei es it, den langgepredigten Schutzzoll zu verwirklichen, 
zögerte Ramjay Macdonald ſchon viel zu lange. Nun hat die Not⸗ 
wendigkeit, die Finanzen der Nation in Ordnung zu bringen, end⸗ 
gültige Maßregeln und endgültige Stellungnahme erzwungen. Um 
freihändleriſche Bedenken zu ſchonen, geben ſich die Maßnahmen 
zunächſt als Finanzzoll, über deſſen notwendige und zuläſſige Höhe 
heftiger Streit entbrannt ift. Es ſcheint, daß 10—15 v. H. Finanz⸗ 
zoll auf der ganzen Linie als notwendig erachtet werden, um nicht 
nur das Gleichgewicht des Haushalts herzuſtellen, ſondern um die 
ſehr drückende Einkommenſteuer wenigſtens um etwa 40 Pfennig im 
Pfund zu ſenken. Die freihändleriſchen Kabinettsmitglieder konnten 
ſich aber nicht entſchließen, für die Maßregeln zu ſtimmen. Man 
entſchied ſich für eine Löſung, die ſelbſt in der an Anpaſſungen 
reichen engliſchen Geſchichte ziemlich vereinzelt daſteht. Die frei⸗ 
händleriſchen Miniſter beſchloſſen, weiter im Kabinett zu bleiben, 
mit deſſen allgemeiner Politik ſie einverſtanden ſind, erhielten aber 
ausdrücklich das Recht zugeſprochen, ſowohl in der Gffentlichkeit 
gegen den Finanzzoll zu agitieren, als bei Abſtimmungen dagegen 
zu ſtimmen. Dieſes Kuriofum der inneren Politik verſchleiert 
natürlich nur ſchlecht die zugrunde liegende Tatſache, daß eben im 
Kabinett verſchiedene, kaum auf die Dauer zu vereinigende 
Strömungen ſich geltend machen, daß wohl der Schwung der erſten 
Begeiſterung alle Gegenſätze überbrücken konnte, daß aber jede 
weitere praktiſche Arbeit, beſonders auf dem Gebiet der Sölle und 
Finanzen, die tiefliegenden Abweichungen der Anſchauungen nur 
ſchärfer hervortreten laſſen werden. 

Es kann nicht fehlen, daß der bisher glimpfliche Ausgang des 
engliſchen Experiments, mit ſeiner unfundierten Währung, in 


Deutſchland denen neue Argumente liefert, die auf den ver- 
ſchiedenſten und verdeckteſten Umwegen Abkehrung von der Gold- 
bafis und Herabſetzung des Wertes der Mark predigen, in der 
Hoffnung, das erdrückende und atemraubende Schuldgebäude auf 
tragbarere Proportionen herabzumindern. Dieſen gefährlichen 
Tendenzen muß entgegengehalten werden, daß die Lage der beiden 
Länder eine grundverſchiedene iſt. England beſitzt noch heute, als 
Ergebnis jahrhundertelanger Kapitalanhäufung und Spartätigkeit, 
ausländiſche Guthaben im Betrage von ungefähr 80 Milliarden RM. 
Vieles, das meiſte davon ift. zur Seit durch die Depreſſion ein- 
gefroren. Immerhin wird ein ſehr weſentlicher Teil dieſer Forde⸗ 
rungen früher oder ſpäter wieder verfügbar werden und kann zur 
Wieberhieheitung des wirtſchaftlichen und budgetären Gleichgewichts 
im Mutterlande Verwendung finden. Die Leichtigkeit, mit der die 
Bank von England ſich ohne Störung und ohne Goldverluſte die 
600 Millionen RM. Daluten zur Rückzahlung der kurzfriſtigen 
Vorſchüſſe an Amerika und Frankreich beſchaffte, ift ein weiterer 
Beweis für die Elaſtizität des engliſchen Marktes. 

Grundverſchieden iſt eben auch das Derhalten jedes einzelnen 
und der Nation als ganzes zu den Dalutafragen. Patriotiſche 
Einſtellung und Unkenntnis der Gefahr haben die geſchilderten 
Wirkungen hervorgebracht. Das durch die furchtbaren Torturen 
der Inflation gewitzigte deutſche Volk würde bei neuen drohenden 
Dalutaverluften ſelbſt das Unſinnigſte verſuchen, um neuer Der- 
mögensvernichtung zu entgehen. Wir würden alſo die Tragödie der 
Inflation und Wertvernichtung, die Jahre gedauert hat, diesmal 
im Laufe weniger Monate ſich abrollen ſehen. Zudem läßt der 
bisherige Verlauf des engliſchen Verſuchs keinerlei Schlüſſe darauf 
zu, wie ſich die Dinge weiter entwickeln werden. Eine Beſſerung 
der Geſamtkonjunktur und ein Anziehen der Rohſtoffmärkte würde 
fühlbare Veränderungen zeitigen. Die großen ſkizzierten Reſerven 
Englands bilden auf alle Fälle einen Kückhalt, falls der Verſuch 
mit dem Papierpfund ſich als zu gefährlich erweiſen ſollte. Deutſch⸗ 
land mit ſeinen ungelöſten Reparationsfragen, ſeiner bedeutenden 
kurzfriſtigen Verſchuldung und dem zeitweiligen völligen Mangel 
raſch liquidierbarer Werte würde den Gefahren einer neuen Mart- 
verſchlechterung ohne jeden Rückhalt und ohne jede Reſerve gegen⸗ 
überſtehen. 

Die endgültige Abkehr Englands vom Freihandel, die durch 
den Pfundſturz eingeleitet, durch die großen konſervativen Wahl⸗ 
erfolge unvermeidlich geworden ift, bedeutet in der Wirtſchafts⸗ 
geſchichte einen Wendepunkt, deſſen Tragweite man nicht über⸗ 
ſchätzen kann. So ſehr auch Bankiers, Volkswirtſchaftler und alle 
Menſchen, die weiterſehen, ihre Stimme gegen die Gefahren der 
immer höher ſich auftürmenden Zollmauern erheben, vorläufig kann 
man kaum etwas anderes vorausſehen als weitere Steigerung der 
übel und weitere Jagd nach der Fata Morgana der Autarkie. 
Auch Deutſchland wird ſich dieſer allgemeinen, unwiderſtehlichen 
Strömung nicht entziehen können und ſeinen heimiſchen Markt 
noch mehr als bisher gegen den Einbruch von Gütern ſchützen 
müſſen, die durch Währungsverſchlechterung des Auslandes oder 
abnormale politiſche Derhältniffe zu Preiſen hereingeworfen werden, 
die fairen Wettbewerb unmöglich machen. 


Staat und Minderheiten 


Don Miniſterialrat Dr. Rathenau, Berlin!) 


In Europa leben etwa 49 Millionen Menſchen, die einem 
anderen Volkstum angehören als dem, in deſſen Mitte ſie ſiedeln; 
ſie bilden, der Nationalität nach, in ſolchem Staate, die Minder⸗ 
heit; z. B. die Deutſchen in Polen, der Tſchechoſlowakei, Italien, 
Rumänien, Dänemark, oder die Polen, Dänen, Litauer in Deutſch⸗ 
land uſw. Die Grenzen des Staates decken ſich nicht mit denen 
der Nation oder des Volkstums. Der Gründe dieſer Erſcheinung 
ibt es verſchiedene: Zuwanderung, Umſiedlung, Eroberung, Jer- 
ſtucelung eines Staates durch Grenzziehung uſw. 

Die nationale Minderheit unterſcheidet ſich vom Staatsvolk 
durch Abſtammung, Sprache, Sitten, Gebräuche, Überlieferungen 
und Eigenheiten ſowie den unbeugſamen Willen, dieſes ihr eigen⸗ 
artiges Volkstum auch im fremden Staatsverbande zu bewahren 
und zu pflegen, und als volklich geeinte Gemeinſchaft in ihm fort⸗ 
zubeſtehen. Die Minderheitsangehörigen ſind Staatsangehörige des 
Staates, in deſſen Grenzen ſie leben; ſie haben im Verhältnis zum 
Staat die Rechte und Pflichten aller anderen Staatsangehörigen. 
Sie ſind nicht Fremde oder Ausländer, ſondern Inländer, und ſtellen 
im Vergleich zum Staatsvolk an ſich durchaus kein minderwertiges 
Element dar. 

Staaten dagegen, die bei ſich Minderheitsangehörige beher⸗ 
bergen, erblicken in ihnen häufig Fremdkörper; ſie befürchten nur 
zu oft, die Minderheiten würden — bewußt oder unbewußt — 
durch die Verfolgung ihrer Ziele die Einheitlichkeit des Staats- 
ganzen untergraben, die Führung des Staates erſchweren und da⸗ 
mit eine Gefahr für ſeinen Beſtand bedeuten. Häufig lehnt ein 


1) Nach einem in der Funkſtunde Berlin gehaltenen Vortrag. 
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klügelten 


Staat, rückſichtslos und kurzſichtig, Minderheiten ab; mit ausge⸗ 
itteln ſaugt er ſie auf, unterdrückt und vertreibt er ſie, 
ſucht jedenfalls ſich von ihnen zu befreien, um auf dem Gebiet des 
Dolfstums, der Volkheit, ſelbſt ein geſchloſſener, d. h. ein National- 
ſtaat zu werden. Nationalitätenſtaaten gelten wegen der Serſetzungs⸗ 
gefahr als beſonders gefährdet. Zumal die neuen Staaten, die ihr 
Daſein der Willkür des Friedensſchluſſes zu verdanken haben, und 
gerade deshalb in ihren Grenzen große Maſſen fremden Dolfstums, 
bis zu 40 v. H., beherbergen, wetteifern darin, fih zu National» 
ſtaaten umzubilden, d. h. zu Staaten, die nur Angehörige eines 
Volkes (mitunter ſogar dieſe ſämtlich) umfaſſen ſollen. Dieſes 
Streben, fremdes Volkstum wieder auszuſcheiden oder zu ertöten, 
iſt eine Quelle ſtändiger europäiſcher Beunruhigung. Es muß 
zwangsläufig eine Irredenta züchten, und in der Tat die Grund- 
lagen des Staates ſelbſt untergraben. Jeder Staat, der nationale 
Minderheiten in größerer Fahl in fih ſchließt, hat deshalb zu ent- 
ſcheiden, ob er fih zum Nationalſtaat entwickeln und den Preis der 
Vernichtung ſeiner Minderheiten zahlen, oder ob er im Intereſſe 
feiner eigenen Ruhe und des europäiſchen Friedens ſich mit ſeinen 
Minderheiten abfinden und auf ſeinen Charakter als Nationalſtaat 
verzichten will. Graf Sforza drückt dieſen Gedanken ſo aus: „Wenn 
ein Staat größere Gebiete von Fremdſtämmigen innerhalb ſeiner 
Grenzen hat, jo gibt es nur eine Politik, die das Entſtehen einer 
Atmoſphäre von Widerſtand und Auflehnung erſchwert, wenn nicht 
unmöglich macht. Es iſt dies eine Politik der Duldung, der weit⸗ 
reichenden Freiheiten und — wenn die Gewährung von Selbſtändig⸗ 
keit nicht durchführbar iſt — der Gleichberechtigung.“ 


Der Heimatdienft 


FE EEE T O n I e ELITS E E T E E E T] 


Wir ſtehen hier vor einem Problem, deffen Tragweite allge. 
mein noch immer nicht genügend erkannt ift; von feiner Löſung 
bleibt aber die Frage der Sicherheit Europas abhängig, ſolange es 
noch Einzelſtaaten geben wird, deren Grenzen Minderheiten beacht⸗ 
licher Stärke umſchließen. Je ſchärfer der Gegenſatz zwiſchen Nation 
(Volkheit) und Staat hervortritt, deſto ſtärker drängt das Problem 
zur Entſcheidung. Deutſchland hatte ſich ſofort nach Kriegsende 
zugunſten einer Politik der Duldung durch Art. 115 RD. feſtgelegt. 
Preußen hat in Ausführung dieſes Derfaſſungsgrundſatzes feine 
bekannten Minderheitenſchulverordnungen erlaſſen und ſtets und 
ausnahmslos in feiner Verwaltung den Grundſatz volliter Gleich⸗ 
berechtigung der Minderheiten zur Anwendung gebracht. Das Reich 
hat, feit feinem Eintritt in den Völkerbund, in Genf die Der- 
teidigung der Rechte der Minderheiten auf ſeine Fahne geſchrieben. 
Die Widerſtände, die es auf dieſem Gebiet in Genf gefunden hat und 
findet, ſind bekannt. Sie ſind zum Teil darauf zurückzuführen, daß 
die neu gegründeten und vergrößerten Staaten des Oſtens, nämlich 
Polen, Tſchechoſlowakei, Rumänien, Jugoflawien und Griechenland 
in beſonderen, Bulgarien, Ungarn und die Türkei in den Friedens⸗ 
verträgen bei ihrer Neu- bzw. Umbildung im Jahre 1919 völker⸗ 
rechtliche Bindungen auferlegt worden find, die Rechte der „völki⸗ 
ſchen, ſprachlichen und religiöſen“ Minderheiten zu wahren und 
zu ſchützen. Einige dieſer Staaten erblicken — in Verkennung der 
in Betracht kommenden Probleme und wohl auch der politiſchen 
Kräfte — in dieſen ihnen auferlegten Verträgen eine Schmälerung 
ihrer Souveränität, und ſtreben deshalb — wie Polen dies ſchon 
öfters erklärt hat —, danach, ſich von ihnen zu befreien, mindeſtens 
aber zu erreichen, daß Deutſchland in gleicher Weiſe international 
gebunden werde. Dieſe Bemühungen find ſchon deshalb gegenſtands⸗ 
los, weil eben Deutſchland⸗Preußen feine bei den Friedensverhand⸗ 
lungen abgegebene Zuſage über die Behandlung feiner Minderheiten 
erfüllt und auf dem Gebiet des Minderheitenſchutzes anerkannt Dor- 
bildliches geleiſtet hat, während Ähnliches wohl von unſeren öſt⸗ 
lichen Nachbarn kaum behauptet werden kann. Es braucht hier 
nur an den Wahlterror in Oſtoberſchleſien im November 1950, an die 
Enteignung des Doms in Riga, an die drohende Schließung der 
deutſchen Bürgerſchulen in Jugoflawien ſowie daran erinnert zu 
werden, daß auch Litauen jede Kückſicht auf fremdes Volkstum ver⸗ 
miſſen läßt. Aber die Theſe von der „Schmälerung der Souveränität“ 


iſt überhaupt ſchon deshalb nian z, weil der urſprüngliche und 
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wohl auch bis zum Kriege übliche Souveränitätsbegriff ſeitdem fo 
ſtarke Einſchränkungen, z. B. ſchon durch die Gründung des Dölker⸗ 
bundes, dann durch Locarno, den Kriegsächtungspakt und viele 
andere internationale Verträge erfahren hat, daß er in ſeiner frühe⸗ 
ren ſakroſankten Größe längſt nicht mehr beſteht. 
Sao könnte es ſcheinen, als ob wenigſtens die Staaten, die nicht 
internationale Perpflichtungen eingehen mußten, wie 3. B. die 
Siegerſtaaten England, Frankreich, Italien, aber auch Spanien, 
Dänemark und andere frei darüber befinden könnten, wie ſie ihre 
Minderheiten behandeln wollen. Rechtlich trifft dies zweifellos zu; 
aber politiſch ſehen die Dinge doch wohl etwas anders aus: England 
hat in der Januar- und der Septembertagung des Dölferbundsrates 
1951 unzweideutig und nachdrücklich ſich zu einem ſtarken Schutz 
der nationalen Minderheiten bekannt; die Republik Spanien hat 
dies im September getan, Dänemark hat die nach dem Erwerb 
Nordſchleswigs zunächſt angebahnte Aufſaugungspolitik im Laufe 
der Jahre faſt aufgegeben. Nur Frankreich und auch Italien ver- 
harren in völliger Ablehnung. Aber gerade hier entſteht eine 
neue Frage, nämlich die, wie ſich der ſogenannte totale Staat zur 
Frage der Minderheiten einſtellen würde, d. h. der Staat, der den 
Menſchen in allen ſeinen Lebensäußerungen mehr oder minder als 
Ganzes erfaßt und ihn ausſchließlich in ſeinen Dienſt ſtellt. Ein 
Staat, der jede, von der offiziellen abweichende Meinungs⸗ und 
Lebensäußerung unterbindet, der vorſchreibt und verlangt, da 
innerhalb feines Territoriums das Individuum Handel und Wirt- 
ſchaft nur zu ſeinen, des Staates, Gunſten treiben darf, in dem der 
Einzelne weder über ſeine Arbeitskraft, noch über ſein Arbeitspro⸗ 
dukt frei verfügen kann — der dem einzelnen nur die Bildung, 
die Kult- und Kunftpflege offen läßt, die er freigibt, ein Staat, der 
das Nahrungs-, Kleidungs-, Wohnungsbedürfnis des einzelnen be⸗ 
ſtimmt, der auch das Maß und den Umfang feſtſetzt, in dem der 
einzelne an Kulturgütern aller Art teilhat, ein Staat endlich, der nur 
ein von ihm geduldetes Gemeinſchaftsleben anerkennt —, ein ſolcher 
Staat kann naturgemäß den nationalen Minderheiten keinen Raum 
zur Pflege ihres Dolkstums laſſen. i 

Auf der anderen Seite ſtehen Beſtrebungen einzelner Volks⸗ 
gruppen, gerade hierin vom Staate freigeſtellt zu bleiben: ſie gehen 
davon aus, daß der heutige Staat — genau entgegengeſetzt dem 
„totalen Staat“ — ſeine ihm volksfremden Angehörigen nur inſoweit 
erfaſſen kann und ſoll, als es zur Erreichung feiner eigenen Ziele 
notwendig iſt; ſoweit dagegen eine nationale Volksgruppe ihr 
Volkstum zu pflegen und entwickeln gewillt iſt, ſoll dies der Staat 
der — dann körperſchaftlich zuſammengefaßten — Gruppe über⸗ 
laſſen und freiſtellen und fih jedes Eingriffs in die Durchführung 
dieſes Rechtes, wenn auch nicht jeder Aufſicht, enthalten, voraus⸗ 
geſetzt, daß die Minderheit ſich einer durchaus loyalen Zufammen- 


arbeit mit der Mehrheit befleißigt. Man ſpricht hier von der ſoge⸗ 
nannten „kulturellen Autonomie“ und hofft, daß fie ein reibungs⸗ 
loſes Verhältnis zwiſchen Mehrheit und Minderheit fördern werde. 
In der Tat hat ſich die kulturelle Selbſtverwaltung, wie ſie zuerſt 
in Eſtland durch Geſetz vom 5. Februar 1925 eingeführt iſt, durch⸗ 
aus bewährt. Ihrer allgemeinen Einführung ſtehen jedoch ſchwere 
Bedenken entgegen; einmal das, daß ſie große Anforderungen an 
die wirtſchaftliche Kraft der Minderheit ſtellt, die ihre Verwaltung, 
ihre kulturellen Bedürfniſſe, insbeſondere auf dem Gebiete der 
Schule, ſowie die ſoziale Fürſorge für ihre Angehörigen aus eigenen 
Mitteln beſtreiten muß — der Grund, weshalb die wirtſchaftlich 
ſchwächere polniſche Minderheit in Preußen die kulturelle Selbſt⸗ 
verwaltung nachdrücklichſt abgelehnt hat. Sodann aber auch, daß 
naturgemäß die dann körperſchaftliche Fuſammenfaſſung der Minder⸗ 
heit die Schaffung eines Nationalregiſters bedingt, deſſen Gefahren in 
minderheitsfeindlichen Staaten nur allzu groß ſind. Endlich wird 
die Selbſtverwaltung bei weitläufiger und zerſtreuter Siedlung außer⸗ 
ordentliche Schwierigkeiten und Koſten verurſachen. Sie wird alſo 
in größeren Staaten und bei nicht maſſiert ſiedelnden Minderheiten 
kaum zu verwirklichen ſein. Rea 

Nach alledem erſcheint am ſicherſten und zweckmäßigſten die 
Regelung, die in Reich und Preußen für die nationalen Minder⸗ 
heiten beſteht und ihren Niederſchlag in den ſchon erwähnten Ord- 
nungen über das Minderheitenſchulweſen vom 31. Dezember 1928 ge- 
funden hat. Diejenige zur Regelung des Schulweſens für die polni⸗ 
ſche Minderheit hat es der polniſchen Minderheit ermöglicht, 
längs der Oſtgrenze fih ein umfangreiches Schulweſen auf- 
zubauen. Auf Einzelheiten kann hier ebenſowenig näher ein⸗ 
gegangen werden wie auf die weitgehenden Rechte und Befugniſſe, 
die den Minderheiten für ihr Eigenleben in Rechtspflege, Verwal- 
tung, Kirche und Schule, Sprache und Volkslied, Wirtſchaft, Sozial⸗ 
pflege uſw. eingeräumt ſind. Ausnahmslos geltender und ſtreng 
beachteter Grundſatz iſt der, daß die Minderheit wegen dieſer ihrer 
Eigenſchaft nicht ſchlechter geſtellt werden darf als die Mehrheit; 
ſie iſt — als Teil der Geſamtbevölkerung — der Mehrheit gleich⸗ 
zubehandeln, ohne Anſpruch auf Beſſerſtellung ergeben zu können. 
Dorausſetzung ift allerdings, daß die Minderheit fih loyal in den 
Geſamtkörper des Staates einordnet. Mißbräuchen und Auswüchſen 
der Minderheitsrechte muß und darf der Staat mit Nachdruck ent- 
gegentreten; das Aufkommen einer Irredenta braucht er ebenſo⸗ 
wenig zu dulden wie die Verhetzung und Aufpeitſchung der Leiden- 
ſchaften durch eine irregeleitete Minderheitenpreſſe. 

Fraglich kann ſonach nur ſein und Schwierigkeiten entſtehen 
darüber, wie die Zugehörigkeit zur Minderheit feſtgeſtellt werden 
ſoll. Dort, wo ein Staat objektive Merkmale in der Perſon des 


einzelnen Staatsbürgers maßgebend fein läßt, ift der Willkür ſtaat⸗ 


licher Behörden Tür und Tor geöffnet. Insbeſondere müſſen Raſſe, 
Religion und Sprache als ſolche Merkmale ausſcheiden; die Sprache 
ſchon deshalb, weil nicht nur zwiſchen Hochſprache und Mundart, 
ſondern auch zwiſchen der Mutter-, der Familienſprache, der Sprache, 
in der jemand denkt und der, in der er ſich auszudrücken ge⸗ 
wöhnt iſt, zu unterſcheiden iſt; hauptſächlich aber deshalb, weil die 
Volksſprache mit dem nationalen Bekenntnis nicht immer zuſammen⸗ 
fällt; kennen wir doch alle die ſogenannten Heimdeutfchen in Nord- 
ſchleswig, die wohl däniſchen Dialekt ſprechen, ihr deutſches Dolfs- 
tum aber mit ganzer Kraft hegen und pflegen. — Zu gerechten 
Ergebniſſen kann deshalb nur eine Theorie und Praxis führen, die 
in das Schlagwort zuſammengefaßt wird: „Minderheit iſt, wer 
will.“ Das will beſagen, daß lediglich das freie und unbeeinflußte 
Bekenntnis des einzelnen, einer beſtimmten Volksgruppe (Natio- 
nalität) angehören zu wollen, maßgebend ſein darf. Dieſes Be⸗ 
kenntnis darf weder nachgeprüft noch angefochten werden. Dieſes 
Prinzip entſpricht dem freien Selbſtbeſtimmungsrecht, wie es im 
Verkehr der Völker bei Kriegsausgang feſtgelegt werden ſollte. Es 
iſt aber auch auf dem Gebiet des Minderheitsweſens bereits inter- 
nationales und nationales Recht geworden: international durch das 
fogenannte Genfer Abkommen über Oberſchleſien vom 15. Mai 1922 
und binnenſtaatliches Recht bei uns durch die mehrgenannte preu- 
ßiſche Schulordnung vom 51. Dezember 1928. Selbſtredend kann 
auch dieſer Grundſatz ad absurdum geführt werden und hat auch 
jhon Gegenſtand mehrerer Urteilsſprüche des höchſten Internatio- 
nalen Gerichts, der Haager cour, gebildet. Aber er allein gibt der 
Minderheit die Kraft, aus ſich ſelbſt heraus im brandenden Meer 
fremden Volkstums die eigene volkliche Eigenheit zu bewahren. 

So geſehen, verliert die Anerkennung einer Minderheit durch 
den Staat — die immer ſtärker in das Bewußtſein der Völker fih 
einprägt — an Gefahren. Im Gegenteil: Ein Staat, der ſeine 
Minderheiten fürchtet, beweiſt damit nur ſeine innere Schwäche, 
gleich einem Staate, der nicht in der Lage iſt, einer von den Minder⸗ 
heiten getriebenen Irredenta Herr zu werden. Wie der Große 
Kurfürſt die Refugies und Friedrich Wilhelm I. die vertriebenen 
Salzburger in ihr Sand riefen, damit fie beim Aufbau des Staates 
helfen, fo muß auch heute die Welt erkennen, daß Staat und Minder⸗ 
heit ſich gegenſeitig ergänzen und befruchten können, und daß ein 
unüberbrückbarer Gegenſatz zwiſchen ihnen nur zu dauerndem Un- 
frieden führen muß. 
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Neue Abrüſtungsliteratur 


Abrüſtung und Sicherheit Frankreichs Nüſtung⸗ Deutſch⸗franzöſiſche Machtfaktoren 


K. Schwendemann, Abrüſtung und Sicherheit. Handbuch der 
Sicherheitsfrage. Leipzig 1952. Hiſtoriſch⸗Politiſcher Verlag 
Rudolf Hofitetter. 350 S. 

Max Graf Montgelas, Frankreichs Küſtung. Leipzig 1952. 
Hiſtoriſch⸗Politiſcher Verlag Rudolf Hofitetter. 58 S. 


Hans Rohde, Deutſch-franzöſiſche Machtfaktoren („Potentiels 
de Guerre“). 
Berlin 1952. Verlag der Berliner Börſen⸗Seitung. 104 S. 


Die Abrüſtungskonferenz hat das Derdienſt, eine ausgezeichnete 
deutſche Abrüſtungsliteratur hervorgerufen zu haben, ein Schrift⸗ 
tum, das den Abrüſtungs⸗ und Sicherheitsproblemen auf den Grund 
geht, aber dabei noch etwas Höheres leiſtet: Da Frankreich ſich unter 
Berufung auf feine bedrohte Sicherheit als Hauptgegner einer ent⸗ 
ſcheidenden Abrüſtung erwieſen hat und da mit der Frankreich be- 
drohlichen Macht in erſter Linie Deutſchland gemeint ift, wird die 
Geſamtſituation Frankreichs und Deutſchlands aufgerollt und mit⸗ 
einander verglichen. Dies führt, da zudem noch die Lage anderer 
Länder herangezogen wird, zu neuen weltpolitiſchen Aſpekten, zur 
Vertiefung weltpolitiſcher Einſichten. 

Von dieſem Geſichtspunkt ſind Schriften wie die des Grafen 
Montgelas und die des Major Rohde über den Tag hinaus bedeut⸗ 
ſam. Indem Montgelas Frankreichs Rüftung unterſucht, ergeben 
ſich intereſſante Folgerungen für die energetiſchen Mittel des Landes. 
Es war ſchon immer töricht, die Franzoſen ein dekadentes oder gar 
ein ſterbendes Volk zu nennen, heute aber paßt ſolche Phraſe 
weniger als jemals. Montgelas macht darauf aufmerkſam, daß ſeit 
1926 die Einwohnerzahl Frankreichs um mehr als eine Million ge⸗ 
ſtiegen iſt, darunter 700 000 Franzoſen; man halte dagegen die Fata- 
ftrophale deutſche Geburtenziffer, die heute ſchon unter der Frank- 
reichs liegt und die bei der Troſtloſigkeit der deutſchen Wirtſchafts⸗ 
zuſtände immer weiter, und zwar in rafendem Tempo, abſinkt. Mit 
Recht erklärt Rohde, daß man bei der ſtarken Heranziehung der 
franzöſiſchen Kolonialbevölkerung zum Beeresdienſt Frankreich wehr- 
politiſch als eine Nation von hundert Millionen betrachten müſſe. 
Intereſſant iſt hierbei ſeine Feſtſtellung, daß von den fünf ſtändig 
in Frankreich untergebrachten farbigen Diviſionen allein drei, die 
beiden nordafrikaniſchen und die eine der beiden Senegaldiviſionen, 
in unmittelbarer Nähe der deutſchen und italieniſchen Grenze liegen. 
Dazu die franzöſiſchen Verbündeten. Polen gehört mit einer Ge- 
burtenziffer von über 52 auf das Tauſend im Jahre 1950 zu den 
geburtenreichſten Ländern nicht nur Europas, ſondern der ganzen von 
Weißen beſiedelten Welt. Noch wichtiger ift die Tatſache — Rohde 
hebt ſie eindrucksvoll hervor —, daß alles, was in Deutſchland nach 
dem Kriege das wehrfähige Alter erreicht hat, unausgebildet iſt und 
alles, was bei Kriegsende noch ausgebildet und kriegsbrauchbar war, 
heute entweder überaltert iſt oder angeſichts des Fehlens eines mili⸗ 
täriſchen Reſerveverhältniſſes für den Kriegsdienſt nicht in Frage 
kommt. Den Wehrverbänden ift nur der Wert einer phyſiſchen Er- 
tüchtigung, nicht jedoch militäriſcher Wert beizumeſſen. In Frank⸗ 
reich dagegen ift neuerdings zum aktiven Heer und zu den Reſerven 
noch die ſpezifiſch militäriſche Jugendausbildung hinzugekommen. 
Das betreffende Geſetz ift zwar, wie Montgelas erwähnt, noch nicht 
vom Senat genehmigt, man verfährt jedoch großenteils ſchon danach, 
und ungefähr der ſiebente Teil der Wehrpflichtigen wird bereits von 
dieſer in drei Stufen erfolgenden Ausbildung erfaßt. Sie gehört 
zur franzöſiſchen Heeresreform nach dem Kriege, die Montgelas an= 
ſchaulich darſtellt. An den Übergang zur einjährigen Dienſtzeit — 
1. November 1950 — hatte der franzöſiſche Generalſtab eine Anzahl 
ſchwerwiegender Bedingungen geknüpft; ſie ſind ſo gut wie ganz 
durchgeführt worden. Damit wird trotz anſcheinender Beſchränkung 
der Rüſtungen die geſamte Volkskraft zur Landesverteidigung heran⸗ 
gezogen, und zwar in höherem Maße als früher. Dies gilt auch 
für die farbigen Truppen. Die weißen Kapitulanten find von 75 000 
auf mindeſtens 106 000 gebracht worden, die militäriſche Gendar- 
merie von 27 000 auf 42 000. Nimmt man nur die Offiziere, ſo 
ſtehen 4000 deutſche Offiziere gegen 52 000 franzöſiſche, die noch er⸗ 
gänzt werden durch 110 000 Reſerveoffiziere, von denen eine große 
Sahl längere Seit aktiven Dienſt geleiſtet haben und von denen viele 
Kriegserfahrung beſitzen. 

Bei Montgelas klingt der Begriff des potentiel de guerre 
häufig an; ohne daß er viel darüber ſpricht, entſpringt ſeinen Dar⸗ 
legungen das Ergebnis, daß wir dem aktuellen Rüſtungsſtand der 
Franzoſen an Kriegsfraftmöglichfeiten — fo wird man potentiel de 
guerre am beſten überſetzen — kaum etwas entgegenzuſtellen haben. 
Rohde rückt die deutſche Kriegskraftmöglichkeit in das Zentrum feines 
Buches; auf dieſe Weiſe erhalten wir die erſte Monographie über das 
potentiel de guerre. Daneben ſpricht Rohde von einem potentiel 
de paix und verſteht darunter diejenige Kriegskraft, die tatſächlich 
im Frieden bereits den Krieg vorbereitet und dementſprechend für 
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die Kriegsführung ſofort greifbar iſt. Das aber ſcheint mir eben die 
aktuelle oder faktiſche Rüſtung zu ſein, während ich unter potentiel 
de paix verſtehen möchte die Friedensmöglichkeit oder ſogar 
Friedensnotwendigkeit, die bei einem entwaffneten Deutſchland 
einem ſchwer bewaffneten Frankreich gegenüber von vornherein vor- 
handen iſt. Deutſchland kann gar nicht anders als friedlich ſein; 
gerade aus den Erörterungen Rohdes tritt das klar hervor. Er be⸗ 
trachtet die geographiſche Lage und die Grenzen von Deutſchland 
und Frankreich, ihre Größe, ihre Geſtalt und ihre Bodenſtruktur, 
er vergleicht ihre Wirtſchaft und ihren Verkehr, und jhon hieraus, 
ganz abgeſehen alfo von der Wehrſtärke, ergibt fih die große über⸗ 
legenheit Frankreichs. Dabei bin ich nicht in allen Punkten ein⸗ 
verſtanden, jo etwa, wenn Rohde aus geopolitiſchen Gründen, aus 
dem Charakter Frankreichs als Randſtaat, feine beſondere Bündnis- 
fähigkeit ableitet — an ſich haben Mitteftaaten größere Bündnis⸗ 
möglichkeiten als Kandſtaaten (vgl. mein Buch „Staat und Raum“, 
S. 80) — oder wenn er wenig glückliche Ausführungen über den fran⸗ 
zöſiſchen Dolfscharafter macht; auch feine Darlegungen über den 
ſtaatspolitiſchen Charakter Frankreichs greifen wohl nicht tief ge⸗ 
nug. Im ganzen und großen aber darf man beiſtimmen: die Theſe, 
daß keinerlei potentiel de guerre beim heutigen Deutſchland liegt, 
hat Rohde ausgezeichnet bewieſen. Seine Argumentation wird 
dabei draſtiſch unterſtützt von mehr als 50 Karten und Diagrammen. 
In der Schrift von Montgelas bilden die Karten — neben anſchau⸗ 
lichen Tabellen über Gliederung und Verteilung des franzöſiſchen 
Heeres und der franzöſiſchen Luftmacht im Frieden — eine Beigabe, 
aus der Schrift Rohdes ſind ſie nicht wegzudenken. Befonders ge⸗ 
lungen die Karte der ſtrategiſchen Eifenbahnbauten Frankreichs und 
Belgiens an der deutſchen Grenze — man erfährt, daß 55 v. B. des 
franzöfifchen Eiſenbahnnetzes zwei- und mehrgleiſige Strecken find, 
dagegen nur 40 v. Z. des deutſchen — und die Karte der militäri⸗ 
ſchen Auswirkungen des franzöſiſchen Bündnisſyſtems gegenüber 
Deutſchland. 

Es iſt ratſam für einen Deutſchen, ſich in der Abrüſtungsfrage 
mit Montgelas und Rohde auszurüſten, ſchlechthin unentbehrliches 
Rüſtzeug aber ift das Buch von Schwendemann. Mit Fug hat der 
Derfaffer es als Handbuch der Sicherheitsfrage bezeichnet: einleuch⸗ 
tend und mit Heranziehung alles notwendigen Materials ſtellt es 
dar, daß recht eigentlich für Deutſchland Abrüſtungs⸗ und Sicher⸗ 
heitsfrage nicht zu trennen ſind. Nicht Frankreich, ſondern Deutſch⸗ 
land, das völlig abgerüſtete, militäriſch ohnmächtige Land, hat in⸗ 
mitten einer bis an die Zähne bewaffneten Welt Sicherheit und 
damit Abrüſtung zu verlangen. So wird nach den treffenden Worten 
Schwendemanns die Frage des Rüſtungsausgleiches, der Beendigung 
der Einſeitigkeit der deutſchen Entwaffnung mehr als alles andere 
die Kernfrage der deutſchen Zukunft. Wer ſich über den Weg des 
Abrüſtungs⸗ und Sicherheitsgedanfens von 1919 bis 1952 unter- 
richten will und wer die hauptſächlichen Dokumente ſucht, die auf 
dieſem Wege liegen, angefangen vom Genfer Protokoll bis zum 
Konventionsentwurf und zum Abkommen vom September 1951 über 
die Weiterentwicklung der Kriegsverhütungsmittel, den wird dies 
Handbuch nirgends im Stich laffen. Dazu ein gutes Regiſter, ein 
gefälliges Format und ein herrlich flexibler Band — ich wunderte 
mich nicht, wenn auch der erbittertſte Gegner Deutſchlands dies 
Buch künftig als Vademekum in feiner Taſche tragen würde. 

Adolf Grabowſky. 


F. W. von Oertzen „Das ift die Abrüſtung“. 
Oldenburg. 260 S. 

Das Buch Oertzens gibt in einem ſehr flüſſigen Stil 
eine Geſchichte der bisherigen Verhandlungen über die allgemeine 
Abrüſtung und damit all der Bemühungen und Intrigen, um die 
allgemeine Abrüſtung zu verhindern. Es ſchildert ferner die heutige 
Rüftungslage, die Ungeheuerlichkeit der Rüſtungsdifferenz zwiſchen 
uns und der übrigen Welt und die Gefahren, die ſich für uns daraus 
ergeben. Kein Wunder, daß der Verfaſſer, nachdem er die jahre- 
lange Genfer Abrüſtungsſabotage gekennzeichnet hat, hinſichtlich der 
Erfolgsausſichten der allgemeinen Abrüſtungskonferenz mehr als 
ſkeptiſch iſt, daß er ſich von dieſer Konferenz kaum etwas zu ver⸗ 
ſprechen wagt. So ſehr man alles, was er ſonſt über die Ab⸗ 
rüſtungsfrage und, wie man ſagen muß, mit ſehr genauer Kenntnis 
des geſamten einſchlägigen Materials ſchreibt, unterſchreiben kann, 
ſo ungern wird man ihm in ſeinen Schlußfolgerungen, die er zieht, 
folgen wollen. Die allgemeine Abrüſtungskonferenz darf eben 
einfach nicht mit einem ſo traurigen Mißerfolg enden wie die fünf⸗ 
jährige Arbeit der vorbereitenden Abrüſtungskommiſſion in Genf. 
Das Buch von Oertzens fei jedenfalls allen jenen wärmſtens 
empfohlen, die die für Deutſchland lebenswichtige Frage der all- 
gemeinen Abrüſtung in ſpannenden Formulierungen 3 

KeS 
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Politiſche Ehronik 


Vom 12. bis 26. Februar 


Sur Reichs präſidentenwahl: 


Reichspräfident von Hindenburg erklärt in einer „Kundgebung 
an das deutſche Volk feine Bereitſchaft, zur Keichspräſidentenwahl 
zu kandidieren. Die Kundgebung ſchließt mit den Worten: „Für 
mich gibt es nur ein wahrhaft nationales Ziel: Fuſammenſchluß 
des Volkes in ſeinem Exiſtenzkampf, volle Hingabe jedes Deutſchen 
in dem harten Ringen um die Erhaltung der Nation.“ (15. 2.) — 
Sugunften der Wahl Hindenburgs erlaſſen eine Reihe von Parteien 
und Verbänden Erklärungen und Treuegelöbniſſe, darunter auch 
der Reichskriegerbund „Kyffhäuſer“. — Von den Deutſchnationalen 
und dem Stahlhelm wird der 2. Vorſitzende des Stahlhelms, Oberſt⸗ 
leutnant a. D. Dueſterberg, von den Nationalſozialiſten Adolf Bitler 
zum Kandidaten für die Reichspräſidentenwahl aufgeſtellt, nachdem 
zwiſchen dieſen Gruppen eine Einigung über eine Sammelkandidatur 
nicht erzielt werden konnte (25. 2.). 


Aus land: 


In Genf werden die Abrüſtungsverhandlungen fortgeſetzt. Die 
angekündigten Abrüſtungsvorſchläge der deutſchen Delegation werden 
am 18. Februar von Botſchafter Nadolny überreicht und vor der 
Abrüſtungskonferenz begründet. Dabei wird Nachdruck auf die 
Seititellung gelegt, daß die deutſche Regierung nur eine ſolche Ab- 
machung für annehmbar hält, deren Beſtimmungen für ſie in gleicher 
Weiſe gelten wie für die anderen Signatarmächte. — Staatsſekretär 
von Bülow begründet vor dem Dölkerbundsrat die deutſche Be- 
ſchwerde wegen der litauiſchen Dertragsverlegung in Memel und 
fordert ſofortiges Einſchreiten des Rates; der norwegiſche Delegierte 
Colban wird zum Bericht aufgefordert (15. 2.). Nachdem im 
Dölferbundsrat eine Einigung nicht erzielt werden kann, ruft 
Deutſchland die Signatarmächte des Memelſtatuts an (20. 2.). — 
Im China⸗Konflikt richten die zwölf Ratsmächte einen Appell an 
Japan, in dem ſie Japan zur Mäßigung ermahnen und an ſeine 
Verantwortung als Mitglied des Völkerbundes erinnern. — Gegen 
die Einberufung einer außerordentlichen Tagung der Dölkerbunds⸗ 
verſammlung erhebt der japaniſche Vertreter in Genf Einſpruch 
(17. 2.) — Ein japaniſches Ultimatum an China wird von China 
abgelehnt (19. 2.), darauf beginnen am 20. Februar wieder die 
Kämpfe um Schanghai. — Swiſchen England und Frankreich kommt 
eine Einigung über den Termin der Tributkonferenz zuſtande. Die 
allgemeine Einigungsformel, der ſich auch Deutſchland anſchließt, 
empfiehlt, die Konferenz im Juni abzuhalten, und bezeichnet als 
Aufgabe dieſer Konferenz: zu einer dauerhaften Regelung der in dem 
Bafler Sachverſtändigenbericht aufgeworfenen Kragen zu kommen 


(15. 2.). — In Frankreich wird die Regierung Laval vom Senat, 
in dem ſie über keine Mehrheit verfügte, geſtürzt (16. 2.). — Mit 
der Neubildung der Regierung wird zuerſt Painleve und nach ihm 
Tardieu betraut, der eine Regierung zuſtande bringt, die ſich auf die 
alte Parlamentsmehrheit ſtützt; Tardieu ſelbſt übernimmt das 
Miniſterpräſidium und das Außenminiſterium. — Bei den japa⸗ 
niſchen Parlamentswahlen erringt die Regierungspartei einen großen 
Sieg. — Im Einverſtändnis mit den deutſchen Mehrheitsparteien 
des Memellandtages legt Präſident Böttcher ſein Amt nieder (25. 2.). 
— Bei den iriſchen Parlamentswahlen wird die englandfreundliche 
Regierungspartei geſchlagen. 

Reich: 


Nach längerer Pauſe tritt der Reichstag am 25. Februar wieder 
zuſammen, auch die Deutſchnationalen und Vationalſozialiſten er⸗ 
ſcheinen wieder zu den Beratungen. Nach einleitenden Worten des 
Keichsinnenminiſters zur Präſidentenwahl beginnt die allgemeine 
Ausſprache, in deren Verlauf es oft zu ſtürmiſchen Auseinander- 
ſetzungen und Unterbrechung der Sitzung kommt. Reichskanzler 
Dr. Brüning erklärt zur Reparationsfrage, daß die deutſche Regie⸗ 
rung an der Erklärung feſthalte, die er dem Wolffſchen Telegraphen⸗ 
büro gegeben habe, dann kommt er auf die Gründe zu ſprechen, die 
ihn veranlaßten, die Verlängerung der Amtszeit des Herrn Reihs- 
präſidenten auf parlamentariſchem Wege zu betreiben. Reichskanzler 
Dr. Brüning ſchließt mit einem ſtarken Appell für Hindenburg 
(25. 2.) Das Mißtrauensvotum gegen die Regierung wird mit 288 
gegen 264 Stimmen abgelehnt. — Durch Neuordnung werden die deut⸗ 
ſchen Banken ſaniert; der Reichspräſident erläßt dazu eine Der- 
ordnung, die dem Reich die Möglichkeit gibt, fih an Bankunter⸗ 
nehmen zu beteiligen (22. 2.). — Keichsinnenminiſter Dr. Groener 
richtet an die Dorſitzenden aller im Reichstag vertretenen Parteien 
ein Schreiben, in dem er die Parteiführer auffordert, auf die partei⸗ 
politiſche Bearbeitung der wahlunmündigen Jugend zu verzichten 
(15. 2.). — Der deutſche Ausfuhrüberſchuß iſt im Monat Januar 
auf 102 Millionen Mark zurückgegangen. — Die Zahl der Arbeits⸗ 
loſen ift in der erſten Februarhälfte um 85 000 auf 6 127 000 an= 
geſtiegen. — Die Börſe wird wieder eröffnet, eine amtliche Kurs- 
feſtſtellung findet aber nicht ſtatt (25. 2.). 


Länder und Gemeinden: 
Im Preußiſchen Landtag wird einſtimmig mit Ausnahme der 
Kommuniſten ein Antrag angenommen, der gegen den litauiſchen 


Rechtsbruch im Memelland proteſtiert. — In Berlin und anderen 
Städten kommt es zu einem Bierſtreik. 


— Zur Zeitgeſchichte 


Die deutſchen vorſchläge auf der Abrüftungs- 
konferenz in Genf 


Die deutſche Delegation auf der Genfer Abrüſtungskonferenz 
hat der Konferenz ein umfangreiches Dokument vorgelegt, das die 
deutſchen Vorſchläge zur Abrüſtungsfrage enthält. Es zerfällt in 
ein einleitendes Memorandum und die Aufzählung der eigentlichen 
Vorſchläge. Das einleitende Memorandum betont die Tatſache der 
deutſchen Entwaffung und verlangt, daß dieſe deutſche Entwaffnung 
richtunggebend für die allgemeine ſein müſſe, beſonders auch des⸗ 
wegen, weil der Völkerbund nur aus gleichberechtigten Mitgliedern 
beſtehen könne. Es wird ausdrücklich geſagt, daß Deutſchland ſich 
nur an einem Abrüſtungsabkommen beteiligen könne, deſſen Be⸗ 
ſtimmungen für Deutſchland in gleicher Weiſe gelten wie für alle 
anderen Staaten. 

Die deutſchen Vorſchläge ergeben fih von ſelbſt aus dem Per- 
ſailler Dertrag, deffen wichtigſte Beſtimmungen über die deutſche 
Entwaffnung in ihrem logiſchen Gedankenaufbau entwickelt find, 
entſprechend dem von Deutſchland in der Abrüſtungsfrage konſe⸗ 
quent und ſelbſtverſtändlich vertretenen Grundſatz, daß die anderen 
Staaten dieſelben Bindungen übernehmen müſſen, die Deutſchland 
in Derfailles auferlegt worden find. Die deutſchen Vorſchläge laſſen 
ſich in zwei Kategorien gliedern, einmal in ſolche, die das Verbot 
der eigentlichen modernen Angriffswaffen, alſo der Luftwaffe und 
beſonders des Bombenabwurfs aus der Luft, des chemiſchen Krieges, 
der ſchweren Artillerie, der Tanks, des Unterſeebootes und der 
Kriegsjchiffe über 10 000 t, betreffen, ſodann diejenigen, die die Her- 
abſetzung und Beſchränkung der Küſtungsfaktoren angehen, die ge⸗ 
ſtattet bleiben follen, wie z. B. die Erfaſſung der ausgebildeten Re- 


ſerven, des Kriegsmaterials des Landheeres, und zwar ſowohl des 
im Dienſt befindlichen wie des in Neferve befindlichen, das Verbot 
der allgemeinen Wehrpflicht oder mindeſtens der Beſchränkung der 
ausgebildeten Reſerven, das Verbot gewiſſer Befeſtigungsarten uſw. 

Die Form der deutſchen Dorfchläge ift abſichtlich jo gewählt, 
daß kein formulierter Vertragstext und keine Ziffern gegeben wer⸗ 
den, ſondern daß nur die Aufſtellung allgemeiner Richtlinien er⸗ 
folgt. Es hätte nahegelegen, die vielen, bis ins einzelne gehenden 
und vielfach jo ſchikanöſen Beſtimmungen des Derſailler Vertrages 
einfach abzuſchreiben und in der Form einer allgemeinen Konven⸗ 
tion auf den Tiſch des Haufes zu legen. Das hätte aber ſicher zur 
ſofortigen Ablehnung geführt, da auch die Staaten mit der größten 
Neigung zur Abrüſtung die bis ins einzelne gehenden Beſtim⸗ 
mungen des Derjailler Vertrages nicht für fih zu übernehmen ge- 
willt ſind. Außerdem ſind auf der Abrüſtungskonferenz ja zahl⸗ 
reiche Mächte vertreten, die den Verſailler Vertrag und damit die 
Einleitung zum Teil V nicht unterſchrieben haben. Die allgemein 
gehaltene Form erſchien deshalb politiſch ausſichtsvoller. Sie er- 
folgte mit dem ſchon erwähnten ausdrücklichen Vorbehalt, daß für 
die Abrüſtung Deutſchlands künftighin keine anderen Beſtimmungen. 
als die hier abzuſchließende Konvention gelten dürfen. Deutſchland 
hat fih durch die Vorlage feiner Vorſchläge ausdrücklich zum Dor- 
fämpfer und Dorbild der Abrüftung befannt: Die allgemeine Ab⸗ 
rüſtung muß ſich in qualitativer und quantitativer Hinſicht nach 
der deutſchen Abrüſtung richten, und Deutſchland kann und wird 
künftig nur Abrüſtungsverpflichtungen anerkennen, die für alle in 
gleicher Weiſe gelten. der Führer der deutſchen Delegation, Bot⸗ 
ſchafter Nadolny, hat in einer wohlabgewogenen Rede die Trag- 
weite und den Inhalt der deutſchen Vorſchläge umſchrieben. Die 
Linien der deutſchen Abrüſtungspolitik in Genf ſind damit für den 
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weiteren Verlauf der Konferenz klar gezogen. Die Konferenz wird 
hauptſächlich vor den zwei Fragen ſtehen, ob die deutſche Abrüſtung 
richtunggebend für die anderen Völker fein fol und ob die praf- 
tiſche Anerkennung der deutſchen Gleichberechtigung, wo immer die 
deutſche Abrüſtung nicht als richtunggebend von anderen angeſehen 
wird, praktiſch anerkannt wird. Der ſchärfſte Widerſtand gegen eine 
poſitive Beantwortung dieſer beiden Fragen iſt von Frankreich und 
ſeinen Bundesgenoſſen zu erwarten. Nach dem Verlauf der Gene⸗ 
raldebatte iſt die Hoffnung nicht abwegig, daß die anderen Staaten 
mehr geneigt ſind, dem deutſchen Standpunkt Rechnung zu tragen. 
Auch andere Staaten haben Vorſchläge eingereicht, und es ift ſehr 
bemerkenswert, daß fie fih überwiegend in derſelben Richtung be⸗ 
wegen wie die deutſchen, nämlich in der Richtung des Verbotes der 
eigentlichen Angriffs⸗ 
waffen oder eines 
Teiles derſelben und 
einer wirklichen Her⸗ 
abſetzung der Rüſtun⸗ 
gen überhaupt. Frank⸗ 
reichs Theſe: „Erſt 
Sicherheit dann Abrü⸗ 
ſtung“, die auf eine 
Vertagung der Abrü- 
ſtung auf den St. Nim- 
merleins⸗Tag hinaus⸗ 
läuft, hat in der mehr⸗ 
wöchentlichen Gene⸗ 
raldebatte nur wenig 
Anklang gefunden. Es 
überwog bei weitem 
der Standpunkt, der 
auch der deutſche iſt, 
daß die Abrüſtung an 
ſich die Sicherheit und 
den Frieden zu fördern 
geeignet ſei. Der Wille 
zu wirklichen Abrü⸗ 
ſtungsmaßnahmen kam 
ſtark und vielſeitig 
um Ausdruck. Hof- 
ſentlich wird er ſich 
gegen alle Wider- 
ſtände durchſetzen. 
Sch 


Stand der Reparationsfrage 


Reichskanzler Dr. Brüning betonte in feinem bekannten 
Interview vom 9. Januar, daß der Bericht der Baſeler Sat- 
verſtändigen die tatſächliche Fahlungsunfähigkeit Deutſchlands zeige. 
Es liege klar zutage, daß Deutſchlands Lage ihm die 
Fortſetzung politiſcher Zahlungen unmöglich 
mache. Ebenſo klar fei, daß jeder Verſuch, das Syſtem ſolcher 
politiſcher Zahlungen aufrechtzuerhalten, nicht nur für Deutſchland, 
ſondern für die ganze Welt zum Unheil führen müſſe. Bei dieſem 
Stande der Dinge fei der Reichsregierung ein Spielraum für Über- 
legungen, welchen Stand ſie einzunehmen habe, überhaupt nicht ge⸗ 
geben. In dieſen Worten des Kanzlers lag ein klares „Nein“, das 
ein befreiendes Aufatmen im ganzen deutſchen Volk auslöſte und das 
vom Ausland in ſeiner ernſten unabänderlichen Bedeutung verſtanden 
wurde. Die für Januar geplante Lauſanner Konferenz, zu der dieſe 
feierliche Feſtſtellung den deutſchen Auftakt bilden ſollte, fand nicht 
ſtatt. Ein mehrwöchiger Meinungsaustauſch zwiſchen den beteiligten 
Regierungen ſetzte ein, der feinen Niederſchlag am 15. Februar in 
einem gemeinſamen Kommuniqué fand. Hierin wurde feſtgeſtellt, 
daß die Regierungen Belgiens, Frankreichs, Deutſchlands, Italiens, 
Japans und Großbritanniens dahin übereingekommen ſeien, den 
übrigen beteiligten Regierungen — gemeint ſind u. a. Griechenland, 
Portugal, Jugoſlawien — die Vertagung der Konferenz auf den 
Monat Juni zu empfehlen. Aufgabe der Konferenz werde ſein, 
„ſich über eine dauerhafte Regelung der in dem Bericht 
der Bafler Sachverſtändigen aufgeworfenen Fragen und über die 
Methode zu verſtändigen, um die anderen wirtſchaftlichen und 
finanziellen Schwierigkeiten zu löſen, welche die gegenwärtige Wirt⸗ 
ſchaftskriſe verurſacht haben und ſie verlängern könnten. Zu dieſer 
Entſcheidung ſind die oben erwähnten Regierungen in der Hoffnung 
gekommen, daß hierdurch die internationale Lage erleichtert wird.“ 

Mit dieſem Kommuniqué hat die Reichsregierung ihr Ziel der 
Einberufung der Lauſanner Konferenz erreicht, wenn ihr auch ein 
früherer Termin, den ſie zuſammen mit der engliſchen Regierung 
anſtrebte, erwünſchter geweſen wäre. Erwünſchter aus dem Grunde, 
weil das Zufammentreten der Konferenz unmittelbar vor dem 1. Juli, 
dem Ende des jetzigen Zuftandes, die Möglichkeit in ſich ſchließt, 
daß man ſich am 1. Juli noch nicht über den zukünftigen Zuftand 
geeinigt hat. Sollte das eintreten, ſo fällt die Verantwortung denen 
zu, die an der Verzögerung der Konferenz ſchuld find. 


Wie das neutrale Ausland über Tardieus Vorſchlag denkt 
Die nachſtehende Karikatur erſchien in der däniſchen Zeitung „Berlingske Tidende“ 


Nein, was für ein ſchöner neuer Palmenzweig aus Frankreich! 


Mit der im Kommuniqué ausgedrückten Einigung hat eine 
Periode der Auseinanderſetzungen einen Abſchluß gefunden, die hinter 
den Kuliſſen ſtattgefunden haben. Dieſer Kampf hat fih haupt⸗ 
ſächlich darum gedreht, ob in dieſes Kommuniqué etwas kommen 
ſoll, was der ſpäteren ſachlichen Regelung vorgreift. Das iſt jetzt 
vermieden worden. Aus dieſem Grunde hat ſich die Reichsregierung 
auch mit dieſer Regelung einverſtanden erklären können. Man hatte 
früher den Verſuch gemacht, in das Kommuniqué eine Anſpielung 
hineinzubringen, daß das Hoover-Moratorium verlängert werden 
ſollte. Der Grund, warum wir uns gegen diefe Derfuche beſonders 
gewandt haben, ift der, daß mit der Verlängerung des Hoover- 
Moratoriums das Eingehen einer neuen Nachzahlungsverpflichtung 
verbunden geweſen wäre. Nach dem jetzt laufenden Boover⸗ 
Moratorium ſind die 
Beträge, die während 
dieſes Jahres fällig 
geweſen wären, am 
1. Juli 1935 nachzu⸗ 
zahlen. Eine Derlän- 
gerung des Goover- 
Moratoriums hätte be⸗ 
deutet, daß auch die 
während des neuen 
Moratoriums zurück- 
geſtellten Beträge am 
1. Juli 1955 hätten 
nachgezahlt werden 
müſſen, was aber in 
der jetzigen Situation 
nicht möglich iſt. Wir 
haben es alſo abge⸗ 
lehnt, ein neues gah- 
lungsverſprechen zu 
geben. 


Der zweite Punkt, 
um den ſich die Aus⸗ 
einanderſetzungen 
hinter den Kuliffen 
gedreht haben, war 
der, ob in irgendeiner 
deutlichen oder un⸗ 
deutlichen Anſpielung 
das Weiterbeſtehen des 
Noung =» Planes er- 
wähnt werden ſolle. Vom Voung⸗Plan ift im Kommuniqué kein 
Wort enthalten, es heißt nur, daß die in dem Bericht der Baſler 
Sachverſtändigen aufgeworfenen Fragen „dauerhaft“ geregelt und die 
anderen wirtſchaftlichen und finanziellen Schwierigkeiten gelöft 
werden ſollen. Von unſerem Standpunkt aus iſt die Situation ſo, 
daß beide Parteien, Gläubiger ſowohl wie Schuldner, in die 
Konferenz hingehen, ohne daß irgendein Vorbehalt oder eine Zurück- 
weiſung oder auch nur eine Anſpielung auf den in den oben 
erwähnten Neichsfanzler- Interview klar zum Ausdruck gebrachten 
deutſchen Standpunkt zu finden iſt. Mit anderen Worten: auch die 
andere Seite geht in voller Kenntnis der deutſchen Auffaſſung in 

dieſe Konferenz. hde. 


nach der franzöſiſchen Krife 

Die franzöſiſche Politik ift nach dem Sturz des Kabinetts Laval- 
Tardieu durch die Bildung des Kabinetts Tardieu⸗Laval nach ein⸗ 
wöchiger Krife wieder an ihren Ausgangspunkt zurückgekehrt. Der 
Verſuch der linksgerichteten Hälfte des Senats, eine gewiſſe allgemeine 
Mißſtimmung dieſer politiſch⸗parlamentariſchen Körperſchaft gegen 
Laval zu einer Verſchiebung der augenblicklichen innerpolitiſchen 
Machtverhältniſſe auszunutzen, iſt demnach geſcheitert. 

Man wird ſich daran zu erinnern haben, daß die Krife, fo 
plötzlich ſie gekommen iſt, doch in ihrem Keim länger zurückverfolgt 
werden kann. Die beherrſchende Machtpoſition der Regierung in 
der Kammer entſprach nicht ihrer Stellung in dem — wenn auch 
gemäßigt — linksgerichteten Senat. Wenn ſich die Regierung in 
der Kammer leicht über die Wünſche der Linksoppoſition hinweg⸗ 
ſetzen konnte, ſo war immerhin dem Senat gegenüber, wenn auch nur 
in der Form, eine gewiſſe Rüdficht am Platze, um die an fih ſchon⸗ 
vorhandenen oppoſitionellen Gefühle nicht wachzurufen. So haben 
neben anderen, an ſich faſt nebenſächlich erſcheinenden Momenten, 
ſchließlich die Meinungsverſchiedenheiten über die von der Kammer- 
mehrheit gegen die Obſtruktion der Linken beſchloſſene Wahlreform, 
die auf eine Stärkung der Berrſchaft der Rechten hinauslaufen 
konnte, eine Verſchärfung der vorhandenen Gegenſätze hervorgerufen, 
die infolge der nicht ganz pſychologiſchen Behandlung dieſes Streit- 
falles durch den Miniſterpräſidenten vor dem Forum des Senats 
zu einer Mißtrauenserklärung und ſomit zum Sturz der Regierung 
Laval geführt hat. 

Genügte nun dieſer Zwiſchenfall, um den bisherigen Regierungs- 
kurs zu verändernd Als gegebene Größen für die weitere Ent⸗ 


Der Heimatdienſt 


wicklung waren zu berückſichtigen: Die erwieſene Unmöglichkeit 
eines Linkskabinetts, der Wunſch des Präſidenten und des Senats 
nach Konzentration, die Intereſſengemeinſchaft Laval⸗Tardieu und 
die Abneigung der ſozial-radikalen Partei, im letzten Augenblick 
vor den Wahlen einer Konzentration mit der Rechten beizutreten, 
in der fie ſelbſt nicht das Innenminiſterium beherrſchten. Gerade 
dieſer letzte Punkt war es aber, der auch für die andere Seite, die 
Kegierungsmehrheit, von aus ſchlaggebender Bedeutung war. Die 
Bemühungen Painlevés, im Sinne der Senatswünſche ein Übergangs- 
miniſterium zu ſchaffen, ſcheiterten insbeſondere an dieſer Perſonen⸗ 
frage. Sie ſcheiterten eben daran, daß Tardieu⸗Laval nicht daran 
dachten, ihre in der Kammer geſicherte beherrſchende Stellung vor 
und während der Wahlen aufzugeben. Ohne ihre Mitarbeit war 
aber der Sturz Painlevés bei feinem erſten Auftreten vor der 
Kammer ficher. 

Nachdem fich die Unmöglichkeit gezeigt hatte, mit dem Mittel 
eines Übergangs- oder Verſöhnungskabinetts über die Kriſe hinweg⸗ 
zukommen, kam nunmehr der Verſuch in Frage, ein Miniſterium 
durch einen Vertreter der bisherigen Kammermehrheit zu bilden, 
deſſen Sache es war, irgendwie die grollende Senatsmehrheit zu be⸗ 
ſchwichtigen. Da eine Wiederbetrauung Lavals nach den kürzlichen 
Vorfällen im Senat ſchwerlich in Frage kam, war Tardieu der ge⸗ 
gebene Mann. Wenn auch im Senat nicht übermäßig beliebt, hatte 
er doch in letzter Zeit, namentlich durch fein in Frankreich allgemein 
gebilligtes Auftreten in Genf, ſich wieder eine ſolche Stellung ver⸗ 
ſchafft, daß nach Auffaſſung des Staatsoberhauptes auch der Senat 
ohne zwingenden Grund ihn ſchwerlich im Augenblick würde ab⸗ 
lehnen können. Tardieu, dem es wahrlich an Entſchluß- und Per- 
antwortungsfreudigkeit nicht mangelt, hat denn auch in wenigen 
Stunden eine Löſung bewerkſtelligt, die nach ſeiner Auffaſſung ihm 
alle Wirkungsmöglichkeiten gibt und gleichzeitig den Senat be⸗ 
ſänftigen müßte. An der Wahlreform, dem unmittelbaren Stein des 
Anſtoßes, will er ſich mehr oder weniger desintereſſieren. Die Der- 
kleinerung des Kabinetts entſpricht dem feit langem gerade vom 
Senat verlangten Sparprogramm, und die Ernennung des Senators 
Mahieu zum Innenminiſter, eines allgemein geachteten, eher links⸗ 
gerichteten alten Herrn, foll auch hier ſeinen guten Willen beweifen. 
Dafür hat ſich Herr Tardieu ſein Kabinett um ſo mehr nach ſeinen 
Wünſchen umgeſtaltet. Das Außenminiſterium, ſeit Jahren ſein 
letztes Fiel, iſt nunmehr feine Domäne geworden. Daß Tardieu in 
das Kriegsminiſterium einen ausgeſprochenen Budgetfachmann geſetzt 
hat, zeigt fein Beſtreben, auch in dieſem Reſſort, als premier: 
miniſter, ſeinen politiſchen Einfluß zu behalten. Schließlich bedeutet 
die Beſetzung der Staatsſekretärpoſten im Miniſterpräſtdium und dem 
Miniſterium des Innern durch ausgeſprochene eigene Dertrauens- 
leute — den bisherigen Innenminiſter Cathala bzw. Foulon —; 
daß auch die Innenpolitik durchaus nach ſeinen Weiſungen geführt 
werden ſoll. 

; Tardieu hatte, obwohl auf dem Nebengeleiſe des Landwirtſchafts⸗ 
miniſteriums, bereits die politiſche Richtung des erſten Kabinetts 
Laval maßgebend beeinflußt. Das kurze Swiſchenſtadium im Kriegs- 
miniſterium zu Beginn der Abrüſtungskonferenz hatte die Rückkehr 
des aktivſten Politikers Frankreichs in die Weltpolitik eingeleitet. 
Als Miniſterpräſident und Außenminiſter hat Tardieu nunmehr auf 
die Kuliſſen verzichtet, die er eine Zeitlang für feine politiſche Arbeit 
benötigte. Tardieus Innen⸗ und Außenpolitik, über Vorurteile 
erhaben, aber ſicher in ihren Zielen, wird klarer und unbeirrbarer 
als je zuvor der Weltpolitik aller Länder ihre Aufgaben ſtellen. Trotz 
der kurzen Spanne bis zu den Kammerwahlen dürfte ſich Tardieu 
kaum mit der Rolle eines „Übergangsminiſteriums“ befcheiden, viel- 
mehr feine Seit zur Erreichung eines gröſtmöglichſten Erfolges aus⸗ 
zunutzen trachten. , Bm. 


Jollmauer um England 


Das längſt Erwartete iſt nun Tatſache geworden: mit dem 
1. März findet die Epoche grundſätzlichen Freihandels ihr Ende 
durch den Übergang zum ausgeſprochenen allgemeinen Sollſchutz. 
Seit der Aufhebung der Einfuhrzölle auf Getreide im Jahre 1846 
war England bis Kriegsende 1918 freihändlerifch, d. h. es gab zwar 
einige wenige Finanzzölle, die nur aus fiskaliſchen Gründen er- 
hoben wurden, im übrigen aber wurde die Wareneinfuhr nicht 
weiter erſchwert. Ein im Jahre 1905 von dem damaligen Kolonial- 
miniſter Joſef Chamberlain unternommener Verſuch, England zum 
Schutzzoll zu bekehren, ſchlug fehl. Mutterland und Kolonien 
ſollten zu einem im weſentlichen auf ſich ſelbſt geſtellten Weltreich 
zuſammengeſchloſſen werden und fih zu dieſem Zweck nach außen 
zur Abwehr fremder Einfuhr mit einem Follwall umgeben. Es iſt 
nicht unintereſſant im Hinblick auf die gegenwärtige Entwicklung, 
daß ſeinerzeit die Notwendigkeit eines Schutzzollſyſtems damit be⸗ 
gründet wurde, daß England nicht bei ſeiner freihändleriſchen 
Politik bleiben könnte, da die fremden Länder, die den engliſchen 
Fabrikaten ihre Tore verſchlöſſen, ihre Überproduktion auf den eng⸗ 
liſchen Markt würfen und der engliſchen Induſtrie ihre Abſatz⸗ 
gelegenheit auf der ganzen Welt ſchmälerten. Dieſer Plan ſcheiterte 
an dem ziemlich einhelligen Widerſtand der öffentlichen Meinung. 


Mit der Beendigung des Weltkrieges hat ſich aber erſt allmählich, 
in den letzten Jahren dann immer ſtärker die engliſche Handels- 
politik in der Richtung wachſenden Sollſchutzes zur Erſchwerung 
ausländiſchen Warenabſatzes entwickelt. Grundſätzlich hat England 
aber noch bis in die letzten Jahre um die Aufrechterhaltung des 
Freihandels, 3. B. auf den Genfer Wirtſchaftskonferenzen durch 
Unterſtützung der Idee eines allgemeinen Zollfriedens, gekämpft. 
Schließlich aber hat auch England dem Zuge der Zeit ſich beugen 
müſſen, namentlich nach dem Sieg der Konfervativen im Oktober 
v. J. Schon vor dem nunmehr vollzogenen Übergang zum Schutz⸗ 
zollſyſtem beſtand ein buntes Gemiſch aller möglichen Einzelzölle: 
McKennazölle, Zölle zum Schutz gewiſſer für die Landesverteidi⸗ 
gung wichtiger Induſtrien, Zölle auf beſtimmte Genußmittel, auf 
Seide und Kunitfeide, ferner die fog. safeguarding-Sölle. Im 
November und Dezember vorigen Jahres endlich wurden hohe Sölle 
(50 v. Hg. vom Werte der Einfuhrwaren) zur Verminderung fog. 
anormaler Einfuhr eingeführt. Am hiſtoriſchen 4. Februar d. J. 
teilte das engliſche Kabinett dann dem Unterhaufe durch den Mund 
ſeines Finanzminiſters Neville Chamberlain die Schutzzollvorlage 
mit. Dieſe ſieht einen allgemeinen Einfuhrzoll von 10 v. H. vom 
Werte der Waren vor. Eine beſondere Kommiſſion fett darüber 
hinaus für Waren, deren Einfuhr beſonders unerwünſcht iſt, höhere 
Zölle feſt. Gegenüber der Einfuhr ſolcher Länder, in denen die eng⸗ 
liſche Ware beſonders benachteiligt wird, z. B. durch Geldentwer⸗ 
tungszölle, können Dergeltungszölle bis zu 100 v. H. des Waren- 
wertes angewandt werden. Den ſehr bedeutenden engliſchen Zwi⸗ 
ſchenhandel mit anderen Ländern will man durch Einrichtung einer 
Reihe von Freihäfen aufrechterhalten. Völlig zollfrei bleiben nur 
gewiſſe Lebensmittel und Rohſtoffe. Völlig zollfrei bleibt aber 
auch — und das ift das zweite Ziel der Zollregelung — die Ein- 
fuhr aus den engliſchen Kolonien. Die Keichskonferenz im Juli 
in Ottawa wird darüber endgültig entſcheiden, ob die fo vorberei⸗ 
tete Schaffung eines in ſich geſchloſſenen Empires gelingt. In 
einem ſchickſalsſchweren Kreislauf kehrt damit die engliſche Han- 
delspolitik zu den Plänen Joſef Chamberlains vom Jahre 1905 zu⸗ 
rück. Es hatte daher feine Berechtigung, wenn engliſche Zeitungen 
den 4. Februar als einen „Sieg der Chamberlains“ bezeichneten, 
war es doch, wie ſchon erwähnt, der zweite Sohn Joſef Chamber- 
lains, Neville Chamberlain, der als Finanzminiſter des MacDonald- 
Kabinetts in einer großen Rede dem Parlament den hiſtoriſchen 
Regierungsbefhluß betanntgab. Außer ihm war auch Auſten 
Chamberlain, der älteſte Sohn Joſefs und langjähriger engliſcher 
Außenminiſter, anweſend. g 

Die Abkehr vom grundſätzlichen Freihandel hat ſich nicht ohne 
Widerſpruch von liberaler und arbeiterparteilicher Seite vollzogen. 
Auch beſtimmte Induſtrien haben ſchon die Befürchtung laut 
werden laffen, fie würden durch Verteuerung der Rohſtoffe und der 
Lebenshaltung der Bevölkerung in der Wettbewerbsfähigkeit mit 
dem Auslande beſchränkt werden. Aber im Gegenſatz zu 1905 hat 
doch die ſchlechte Finanz und Wirtſchaftslage im allgemeinen dem 
Schutzzollſyſtem in England eine gute Aufnahme bereitet. Man 
verſpricht ſich davon eine fühlbare und raſche Erleichterung der 
gegenwärtigen Schwierigkeiten. Ob dieſe in dem erhofften Aus⸗ 
maße eintreten wird, ob es vor allem gelingt den Handelsverkehr 
mit den Kolonien weſentlich zu ſteigern, vermag nur die Zukunft 
zu lehren. l 

Für die nichtengliſche Welt, vor allem für Deutſchland, be⸗ 
deutet der handelspolitiſche Wandel Englands eine weitere ſtarke 
Erſchwerung der Abſatzmöglichkeit für die heimiſchen Induſtrien. 
Bereits im Januar iſt die deutſche Ausfuhr nach England um über 
50 Millionen RM. zurückgegangen. Im Jahre 1951 (Januar bis 
September) ſtammten rund 20 v. H. der deutſchen Wareneinfuhr 
aus England und feinen Kolonien, Deutſchland 1 ſetzte etwas 
über 15 v. H. feiner geſamten Ausfuhr dorthin ab. Auch für uns 
kann fih auf die Dauer aus dem Schritt Englands der Zwang zu 
einer Verſchärfung der Abwehr fremder Einfuhr ergeben. 

Mit überwältigender Stimmenmehrheit — 442: 62 — iſt am 
26. Februar vom engliſchen Unterhaus die Follgeſetzvorlage der 
Regierung in dritter Leſung angenommen worden. Wg. 


Zufpisung im fernen Often 


Trotz aller Appelle und Vermittlungsvorſchläge aus Genf, 
Waſhington und London hat fih der am 18. September 1951 aus⸗ 
gebrochene chineſiſch⸗japaniſche Konflikt weiter verſchlimmert. Es 
ift ſogar im Laufe des Januar zu dem eigentlichen mandſchuriſchen 
Konfliktsſtoff ein neues Ereignis hinzugetreten, das die Derjtändi- 
gung noch mehr erſchweren wird und deſſen Ausgang vorläufig noch 
gar nicht abzuſehen iſt, nämlich das en Dorgehen Japans 
an den Grenzen der internationalen Niederlaſſungen von Schanghai 
gegen die chineſiſchen Truppen. Was will Japan mit dieſer neueſten 
Aktion und was können die Mächte unternehmen, um dieſem ſchon 
nicht mehr abzuleugnenden offenen Kriegszuftand zwiſchen den beiden 
Ländern entgegenzutreten d 5 : x 

Der Anlaß für das japaniſche Zugreifen in der Mandſchurei 
war die wachſende Gefahr, daß China durch Ausbau feiner Sied- 
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lungstätigkeit und feiner wirtfchaftlichen Stellung jenfeits der Großen 
Mauer ſowie durch Unterhöhlung des japanischen Derfehrsmonopols 
der ſüdmandſchuriſchen Bahn Japan langſam aus der Mandſchurei 
hinausdrängen würde, in der das Inſelreich ſeit dem glücklichen 
Ausgang des Ruſſiſch⸗Japaniſchen Krieges und noch mehr feit den 
21 Verträgen vom Jahre 1915 beſondere vertragliche Vorrechte be⸗ 
ſitzt. Japan begnügte ſich daher nicht mit einer bloßen militäriſchen 
Demonſtration, ſondern es beſetzte alle wichtigen Derfehrslinien und 
Knotenpunkte des ganzen Landes bis nordwärts nach Charbin und 
Tſitſikar und ſüdweſtlich bis Chingchou und der Großen Mauer. Die 
zweite japaniſche Etappe bildete der Ausbau eines neuen autonomen 
Verwaltungs- und Regierungsſyſtems, das, nach außen hin auto- 
nom, die Intereſſen Japans vertritt und für welches Tokio ſo wich⸗ 
tige Perſönlichkeiten zu gewinnen wußte wie den letzten Sproß der 
Mandſchu⸗Dynaſtie, den erft 28jährigen Prinzen Puji, welcher Mitte 
Februar zum Präfidenten der mandſchuriſchen Republik ausgerufen 
worden ißt Unter dem Schutze dieſes autonomen Regimes wird 
Japan ſeine wirtſchaftliche Stellung in der Mandſchurei, die für 
das raum- und rohſtoffarme Land lebenswichtig erſcheint, ſyſtema⸗ 
tiſch ausbauen und nach Maßgabe der wiederkehrenden inneren Be⸗ 
ruhigung der drei mandſchuriſchen Provinzen ſeine Truppen all⸗ 
mählich vermindern oder gar in die Bahnzonen zurückziehen. Wenn 
der jetzige japaniſche Miniſterpräſident Inukai ſeinerzeit in einer 
Preſſeunterredung erklärt hat, daß Japan die Mandſchurei nicht ein⸗ 
mal geſchenkt nehmen würde, da ihr Beſitz das Land militärifch und 
politiſch viel zu ſehr belaſten müßte, ſo erſcheint uns dieſe Erklärung 
durchaus nicht unglaubwürdig angeſichts der Tatſache, daß keines⸗ 
wegs japanfreundliche Mächte gerade ein japaniſches Feſtbeißen in 
der Mandſchurei herbeiwünſchen. Japan will im Grunde den Ju- 
ſtand wiederherſtellen, der in den „zuverläſſigen“ Jahren des Mar⸗ 
ſchalls Tſchangtſolin beſtanden hat und ihn durch neue, weitergehende 
Garantien unterbauen. 

Für dieſes Ziel braucht man aber die Zuſtimmung der Mächte 
und ein Nachgeben Chinas, deſſen nationaliſtiſche Kreiſe jeden 
irgendwie gearteten Verzicht auf die Mandſchurei weit von ſich 
weiſen und eine Vernichtung der ungleichen Verträge mit Japan 
verlangen. Da die chineſiſche Nationalregierung mit militäriſchen 
Machtmitteln in der weitentfernten Provinz nichts unternehmen 
kann, und da der Völkerbund verſagt hat, ſo verwendet China die 
einzige ihm gebliebene Waffe, nämlich den Wirtſchaftsboykott. Wenn 
wir dieſe beiden Tatſachen nebeneinander halten, ſo verſtehen wir 
den Grund des japaniſchen Eingreifens in Schanghai. Um einen 
politiſchen Druck auf China auszuüben, hätte die japaniſche Armee 
auch über die Große Mauer nach Tientſin und Peking marſchieren 
können. Aber wirkungsvoller war ohne allen Zweifel die Beherr- 
ſchung des Vangtſe⸗Waſſerweges, über den drei Viertel der ge- 
ſamten chineſiſchen Ein- und Ausfuhr geht. Die Tatſache, daß die 
Japaner in Schanghai zunächſt nur mit einer geringen Truppen⸗ 
macht vorgegangen ſind, ſcheint anzudeuten, daß man ſich den „mili⸗ 
täriſchen Spaziergang“ nach Mittelchina in Tokio viel leichter vor⸗ 
geſtellt hat, als er in der Tat iſt. Schon der Inhalt des Ultimatums, 
welches der japaniſche Flottenkommandant am 18. Januar dem 
chineſiſchen Oberbürgermeiſter von Schanghai überreichte, deutet auf 
das eine der beiden japaniſchen Kampfziele hin, nämlich auf den 


Alte beandenburgifche Städte / von Sans dee 


Abbruch des Wirtſchaftsboykotts, der fih auf das japaniſche Wirt- 
ſchaftsleben in verhängnisvoller Weiſe auszuwirken beginnt. Da⸗ 
neben ſpielte die Wiedergutmachung tätlicher Übergriffe und Miß⸗ 
handlungen nur eine untergeordnete Rolle. Es war klar, daß eine 
Stadtverwaltung nicht für den Abbruch einer Bewegung Garantie 
leiſten konnte, die eine nationale Angelegenheit des ganzen Rieſen⸗ 
reiches geworden iſt. Einen Sweck aber hat Japan mit ſeinem 
Vorgehen in Schanghai bereits erreicht: Das Weltintereſſe wandte 
fih von den mandſchuriſchen Vorgängen dem Schickſal der Millionen- 
ſtadt am Vangtſe mit ihren riefigen internationalen Intereſſen zu, 
und Japan kann indeſſen ſeine mandſchuriſche Stellung ungeſtört 
ausbauen. Es hat den Anſchein, als wenn die Großmächte eines 
Tages froh ſein würden, wenn wenigſtens der Krieg um Schanghai 
ein ſchiedliches Ende findet, ohne ſich all zuviele Sorgen um die 
mandſchuriſche Zukunft zu machen. 


Die Lage des Völkerbundes im oſtaſiatiſchen Konflikt ift von 
Monat zu Monat ſchwieriger geworden. Nachdem die etwas über⸗ 
eilten und wenig ſachverſtändigen Schritte des Völkerbundsrates 
vom September auf der Sonderſitzung in Paris zugunſten Japans 
revidiert worden waren und man mit Hilfe der Entſendung einer 
internationalen Studienkommiſſion einen glücklichen Ausweg ge- 
funden zu haben glaubte, ſorgte Japan dafür, daß ſich der Preſtige⸗ 
verluſt des Völkerbundes weiter fortſetzte. Hatte es die japaniſche 
Regierung bereits anläßlich der mandſchuriſchen Streitfragen nicht 
für notwendig gehalten, den Völkerbund als Schiedsrichter heranzu⸗ 
ziehen, ſondern zur militäriſchen Selbithilfe gegriffen, jo bedeutete 
das Bombardement einer offenen Handelsſtadt mit internationalen 
Intereſſen auf Grund einiger Tätlichkeiten und wirtſchaftlichen 
Terrorakte eine offene Provokation nicht nur des Dölkerbundes, 
ſondern auch der Großmächte, die gezwungen waren, Gewehr bei 
Fuß in ihren Niederlaſſungen dem Schaufpiel eines Großkampfes 
zwiſchen Häuſerreihen, Handelsflotten und modernen Fabriken zuzu⸗ 
ſehen. Die wiederholten Appelle, welche der Völkerbund ſowie die 
Regierungen der großen Mächte an Japan und — der Form 
halber — auch an China gerichtet haben und eine in ſehr ener⸗ 
giſchem Ton gehaltene Genfer Note nach Tokio haben in Japan 
keinerlei Eindruck gemacht, und die ausweichende Antwort des japa⸗ 
niſchen Ratsvertreters und der japaniſchen Regierung bewies deut⸗ 
lich, daß die Regierung in Tokio ſich vorläufig keinerlei Bindungen 
auferlegen laſſen will. Bedeutete ſchon Chinas Anrufung der 
Völkerbundsartikel 10 und 15 auf Grund der Schanghaier Vorgänge 
ein Zinausgehen über die bisherigen Ratsmethoden — ohne freilich 
wirkungsvoller als jene zu fein —, jo ſtellt die Einberufung einer 
außerordentlichen Bundesverſammlung zum 5. März dieſes Jahres 
eine letzte und äußerſte Maßnahme dar, um Japan zum Einlenken 
zu bewegen. Inzwiſchen iſt auch die Waſhingtoner Regierung durch 
den Mund des Staatsſekretärs Stimſon recht deutlich geworden, ſo 
daß fich eine ſteigende außenpolitiſche Iſolierung Japans am Hori- 
zont abzeichnet. Dreimal, in Shimonoſeki, in Portsmouth und in 
Waſhington, hat Japan feine allzu weit geſteckten Ziele unter dem 
Druck der Mächte revidieren müſſen. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, 
daß es im Jahre 1952 zum vierten Male die Grenzen weltpolitiſcher 
Möglichkeiten erkennen lernt. Dr. Walter Hagemann. 


Zu den Jubelfeieen von Bernau, Oranienburg, Rüſtrin und Spandau 


Aus den abklingenden Wendenzeiten der Mark, jenen fern zu⸗ 
rückliegenden Tagen, da mit den nordwärts vordringenden Sachſen⸗ 
ſtämmen auch deutſche Art und chriſtliches Weſen im Flußbereich 
von Havel, Spree und Oder Wurzel 
zu faſſen begannen, ſchimmern die 
Namen einiger, noch immer gegen⸗ 
wärtiger Burgſtädte herüber, die 
uralten Überlieferungen nach vor 
acht- und fiebenhundert Jahren ge⸗ 
gründet oder doch zuerſt erwähnt 
worden ſind. Zwei von ihnen, Bötzow, 
das jetzige Oranienburg, und Span⸗ 
dau, des alten Preußens ſtärkſte 
Feſtung, wuchſen an der Havel her- 
an. Küftrin, Berlins Wehr gen Often, 
dort, wo ſich die Warthe in den 
Oderſtrom ergießt, und Bernau, das 
alte Huſſitenneſt und die betagteſte 
und heute kleinſte Stadt dieſer vier 
Gründungen, an jenen Roten fel- 
dern, von denen aus die Panke ihre 
beſcheidenen Gewäſſer nach Süden zu 
in die Spree ſendet. Mögen ihre 
Türme und Wehrgänge, ihre Mauern, 
Umwallungen und Gräben auch zum 
Teil gefallen oder überwachſen ſein, 
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Oranienburg, feites Haus, Havelpaß und kurfürſtlicher Luſtgarten 
Nach einem Merianſchen Kupferſtich 


mögen Beſchießungen, Feuersbrünſte oder die Bedürfniſſe, Geſtal⸗ 
tungen und Kriſen ſpäterer Generationen immer wieder andere Züge 
in dieſe altersgrauen Stadtbilder gezeichnet haben, wie ſie ſich in der 
Nähe von märkiſchen Kiefernwäl- 
dern und Seen mit ihrem verwitter⸗ 
ten Mauerwerk von Toren, Giebeln 
und Kirchen als ſichtbare Zeichen 
vergangener Geſchichte erheben, ſind 
ſie immer noch ein Mittel, den Geiſt 
und die Schickſale dahingeſchwun⸗ 
dener Geſchlechter zu erkennen. 
Vielleicht ſieht man es 
Oranienburg, 


das von den vier Jubiläumsſtädten 
den heiterſten, freieſten Zug ver- 
ſpüren läßt, dem Luiſe Henriette, 
jung verheiratete Gattin des großen 
Kurfürſten, nicht nur Namen und 
Fürſorge, ſondern von dem Stil- 
gefühl ihrer holländifchen Herkunft 
aus wahrſcheinlich auch beſtimmte 
gärtneriſche und architektoniſche 
Prägungen gegeben hat, heute noch 
ein wenig an, daß es ebenſo wie 
das ganze anders wirkende Küſtrin 
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lange Refidenz mit glänzenden Empfängen und Waſſerkünſten, rau⸗ 
ſchenden Feſten und Singſpielen auf der Naturbühne des jetzt etwas 
verwildert und leer anmutenden Parkes geweſen ift. Bier verbrachte 
nach der für Preußen verlorenen Kolliner Schlacht der in Ungnade 
gefallene Bruder Auguſt Wilhelm des großen Friedrich die letzten 
müden Tage. Das ziemlich verbaute Schloß, in dem er ſtarb, nach 
großen Bränden von 1855 und 1842 
ſtellenweiſe neu aufgeführt, mit 


worauf Friedrich der Große in Erinnerung an die drei trübſten 
in Küſtrin verbrachten Jugendjahre — wurde doch nach ſeiner miß⸗ 
lungenen Flucht 1750 der Freund Katte hier hingerichtet — fih 
ihren Wiederaufbau angelegen fein ließ. Vorzugsweiſe Soldaten ⸗, 
dann hauptſächlich Beamtenſtadt, trat das Bürgertum, das ſich mehr 
in der modernen, weitläufig und etwas nüchtern angelegten Neuſtadt 
anſiedelte, merklich zurück und 
wird auch kaum weſentlich in den 


hübſcher hellgelber Faſſade am ta- 


friderizianiſchen Stadtkern eindrin⸗ 


ſtanienumſtandenen Marktplatz und 
vielfenſtriger Waſſerfront zum grii- 
nen Bavelufer, ift jetzt zum Lehrer- 
ſeminar eingerichtet und beſteht nur 
noch zu Teilen aus jener 1700 
von Eoſander von Goethe erweiter- 
ten Refidenz, wie fie Mennhardt, 
der auch die Zeichnung zu der Me- 
rianſchen Anſicht lieferte, 1651 für 
die Kurfürſtin errichtete. Von der 
alten Burg Bötzow, die ſich auf 
dem Boden einer wendiſchen Nieder⸗ 
laſſung erhob, in den Tagen 
Joachims II. einem wieder zerſtör⸗ 
ten Jagdſchloß Platz machen mußte, 
und dem berühmten, von Luiſe Hen- 
riette geſtifteten Waiſenhaus blieb 
nichts erhalten. Die ſchlichte, oft von Bränden heimgeſuchte Nikolai⸗ 
kirche iſt ſtark reſtauriert worden, und die Stadtgegend am Bahnhof 
empfängt durch Auer-, Kaiferhüttenwerfe uſw. bereits induftriellen 
Einſchlag. 


; Hingegen hat fih, als ein feit altersher auf bürgerlichem Ge- 
meinſinn gegründetes Stadtweſen, das ebenſo im nördlichen Berliner 
Eiſenbahngebiet, nur etwas weiter 
öſtlich liegende 


Bernau 


ſeine mittelalterlihen Züge treu 
bewahrt. Noch immer iſt die große 
Ringmauer, die dem Bufliten- 
ſturm 1452 widerſtand, genau zwei⸗ 
hundert Jahre, nachdem Bernau 
Stadtrecht verliehen wurde, zum 
großen Teil, an einigen Stellen 
noch in ihrer urſprünglichen Höhe 
von ſieben Metern, vorhanden. 
Und auch ſonſt wird es in dieſer 
alten, geſchlechterſtolz und er- 
werbsfroh gebliebenen Brauer: und 
Tuchmacherſtadt, die auf der 
Flagge den roten brandenburgiſchen 
Adler und den braunen Bären 
führt und in ihren beſten Zeiten be⸗ 
fondere Vorſchriften gegen Schwel⸗ 
gerei und Luxus erlaſſen mußte, 
nicht viel anders als in den Tagen von Georg Rollenhagen geweſen 
ſein, der hier 1542 geboren wurde und aus den Jugendeindrücken 
der ländlichen Umgebung, die fih nach dem reizvollen Liepnitzſee hin 
erſtreckt, jene Dichtung vom „Froſchmäuſeler“ ſchuf, die nach dem 
„Reineke Fuchs“ als bedeutendſte Tiergeſchichte der deutſchen Lite⸗ 
ae er Seren (früher Katharinen«-), 1141 ge⸗ 
is ausgebaut, lag einſtmals des Schwedenköni 
Guſtav Adolfs Leiche e , OPEP 
und von den alten Toren 
ragen noch zwei als ſehr ſtarke 
Türme, von jenen Feiten kün⸗ 


Bernau, Ausſchnitt aus einem Merianſchen Kupferſtich 
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Das Hohe Haus Cüſtrin, Ausſchnitt aus einem Merianſchen Kupferſtich 


gen, da die nach den Bedingungen des 
Friedensvertrages fih vollziehende 
Schleifung der alten Feſtungs⸗ 
anlagen Privathäuſern nur wenig 
Raum zu bieten vermag. Am alten 
Schloß, es iſt wie das urſprünglich 
in Barock aufgeführte Rathaus durch 
ſpätere Ergänzungsbauten ſtark ver- 
ändert, prangen noch Renaiſſance⸗ 
portale und Architekturreſte in 
Terrakotta aus der markgräflichen 
Seit. Don Schinkel ſtammt die 
Innenarchitektur der nach den Schä⸗ 
= den der ruſſiſchen Beſchießung 
3 an weeſſentlich umgeſtalteten Pfarrkirche, 
die beſonders am unteren Turm 
noch mittelalterliche Mauerteile zeigt. 

Wird im Charakter von Küſtrin⸗Neuſtadt durch Holzwerke, 
Brennereien und kleinere Fabrikbetriebe ſchon ein merklicher indu⸗ 
ſtrieller Unterton ſpürbar, iſt 


Spandau 
im Laufe der Seiten ganz zur Fabrikſtadt geworden. Mit den 
Deutſchen Werken und anderen 


Induſtrieanlagen, mit der nahen 
Siemensſtadt, in der Dampfhämmer 
dröhnen und unzählige Schornſteine 
rauchen, mit Heerjcharen von Ar- 
beitern und Handwerkern, auf die 
heutzutage leider auch eine ſtarke 
Arbeitsloſenziffer kommt, die die 
Bevölkerungszahl jeder der drei an⸗ 
deren Jubiläumsſtädte bei weitem 
überſteigt, weiſt ſie gegenüber 
dem Stadtbild der früheren Jahr- 
hunderte fo erhebliche Umgeſtal⸗ 
tungen auf, daß außer dem uralten 
Juliusturm nur noch die gedrun⸗ 
gene, wehrhaft anmutende Nikolai⸗ 
kirche aus dem 14. Jahrhundert 
und Reſte der Feſtungswerke Kunde 
von den vielfachen . 
des Ortes geben, dem 1252 Markt 
und Gerichtsbarkeit verliehen wurde. 
Nicht immer verknüpfen ſich er⸗ 
hebende Begebenheiten mit der Geſchichte dieſer alten branden⸗ 
bürgifhen Zwingburg, die Anna Sydow, die „ſchöne Gießerin“, 
und viele andere Opfer einer drakoniſchen Staatsraiſon in 
ſtrenger Haft hielt. Don allen Gefangenen, die Spandau fah, 
ift vielleicht Gottfried Kinkel, der nicht auf der Zitadelle, 
ſondern in dem längſt abgebrochenen Zuchthaus ſaß, und von Karl 
Schurz, dem ſpäteren amerikaniſchen Staatsmann, in tollkühner 
Flucht nach England befreit wurde, 
der berühmteſte geweſen. 


Wer jedoch die Sinne von 


dend, in denen eine machtbe⸗ 
wußte, wehrhafte Bürgerſchaft die 
Quitzows und ſpäter die Buffiten- 
ſtürme abwehrte. 

Don den beiden eigentlichen 
brandenburgifchen Feſtungsſtädten 
Küſtrin und Spandau galt die 
öſtlich von Berlin auf einer Inſel 
gelegene Altſtadt von 


Küſtrin, 


zuerſt 1252 als Fiſcherdorf Cozte⸗ 
rine urkundlich erwähnt, lange durch 
ihren natürlichen Schutz von Fluß 
und Gräben als offene Stadt. Trotz 
ſpäterer ſtarker Abwehranlagen 
wurde fie 1758 durch ein neun⸗ 
tägiges Bombardement der Ruffen 
bis auf wenige Gebäude zerſtört, 


Oje „Veſte“ Spandau, Kupferſtich von Merian 


dieſen Erinnerungen und vom 
Rhythmus der Arbeit abkehrt, der 
Spandau überall erfüllt, wer durch 
die allzu engen Gaſſen der Alt- 
ſtadt wandelt und den Turm der 
verwitterten Backſteinkirche bis 
in das Gebiet der Dachbalken und 
Fledermäuſe hinauf beſteigt, dem 
öffnet ſich der weite Blick auf 
das mit üppigem Buſch⸗ und Wald- 
beſtand, mit blühenden ckeldern 
und ſchimmernden Waſſerflächen 
geſegnete Havelland. 


Und fern im Nordweſten — 
dem Blick nur noch ſchwach er⸗ 
kennbar — ragen die Türme der 
Funkſtation Nauen, durch die 
Berlin bis zu den überſeeiſchen 
Ländern ſpricht. 
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Zweite, stark erweiterte Auflage 
Über 400 Biographien 


352 Seiten / 46 Bildnisse / Umfassen- 
des Nachschlageregister / Preis ge- 
bunden Rm. 12.—, broschiert 

Rm. 10.— 


Aus den Presseurteilen: 


Politisches Tageblatt, Aachen: 


20—30 Millionen deutsche Stammesbrüder leben 
im Ausland. Volksgruppen von starkem Lebens- 
willen, von hohem Verantwortungsgefühl, von un- 
erhörter Opferbereitschaft und Tapferkeit. Über 
die politische Gliederung und Betätigung dieser 
Deutschen hat zum erstenmal Dr. Fritz Wert- 
heimer ... einen klaren Überblick gegeben. 
Die Tatsache, daß die erste Auflage dieses Buches 
bald nach Erscheinen völlig vergriffen war, spricht 
für die Notwendigkeit dieser ungewöhnlich reich- 
haltigen Gesamtdarstellung und Materialsamm- 
lung. Man wird über das Auslandsdeutschtum in 
seiner wirtschaftlichen, kulturellen uudpolitischen 
Bedeutung für das Deutsche Reich nicht mit- 
sprechen können, ohne dieses lückenlose und be- 
deutsame Material zu kennen. 


Hamburger Fremdenblatt: 


. diese Arbeit ist eine der wertvollsten litera- 
rischen Neuerscheinungen für das Deutschtum in 
Europa und unentbehrlich jür jeden Politiker und 
Mitkämpfer für unser Volkstum und seine Ziele. 
E. G. H. im H. F. 


Deutsche Zeitung von Mexiko: 

... die Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse 
die Grundlage für alle Diskussionen nnd Er- 
örterungen 


Deutsches Volksblatt, Novis ad: 


.in Wertheimers Buch finden sich die Tatsachen 
so lückenlos und bedeutsam, so zuverlässig und 
fesselnd, wie sie vielleicht in keiner der Schriften 
über das Thema Auslandsdeutschtum der letzten 
20 Jahre zu finden sind, 


320 Seiten / Atlasbeilage mit 48 mehr- 
farbigen Kartenskizzen / Preis ord. 
geheftet Rm. 10.—, geb. in Halbleinen 
Rm. 12.— 


Die ersten Werturteile: 


Dr. Franz Tierfelder schreibt in 
„Volk und Heimat“, München: 

Das neue Werk Hugo Grothes, des verdienstvollen 
Vorkämpfers für wissenschaftliche Volkstum- 
forschung, füllt eine empfindliche Lücke in der 
gemeinverständlichen Volkstumsliteratur aus. 
Während wir für das europäische Deutschtum in 
P. Rohrbachs „Deutschtum in Not“ ein reich 
ausgestattetes Übersichtswerk besitzen 
fehlte eine Darstellung für das Deutschtum in 
Übersee .... Das Buch bringt vor allem in 
seinem Kartenteil Übersichten, die für künftige 
Arbeiten, wenn auch in mancher Beziehung noch 
berichtigungs- und ergänzungsbedürftig eine 
wichtige Grundlage bilden. .. ein Vorzug des 
Werkes, dem man die weiteste Verbreitung 
wünschen möchte, ist eine sachliche und doch 
fesselnde Darstellung — selbst Statistisches ver- 
liert unter Grothes Händen seine Schrecken. 
Nicht minder wohltuend ist die typographische 
Ausstattung des Buches, das mit Rücksicht auf 
die Atlasbeilage als ungewöhnlich preiswert be- 
zeichnet werden muß. 


Die Deutsche Tageszeitung meint: 
Jeder, der sich für die Geschichte der deutschen 
Nation und des deutschen Volkstums interessiert, 
wird dieses Werk gern zur Hand nehmen. 


Der Pfälzische Kurier weist darauf 
hin: Das Buch gibt wertvolle Fingerzeige für 
eine nationale Arbeit im Auslandsdeutschtum,dazu 
eine Übersicht über die Verhältnisse der Siedlungs- 
gebiete in Überseeländern, aus der zu erkennen 
ist, wobin der deutsche Auswandererstrom in 
Zukunft geleitet werden soll. 


Die Prager Presse mahnt: Für dieses 
gediegene Buch müssen sich auch nichtdeut- 
sche Politiker, Volkswirtschaftler und Völker- 
psychologen interessieren, denn Tatsache bleibt, 
daß gerade der Deutsche im Auslande mit 
besonderer Betonung an dem Staatsleben des 
Gastvolks teilnimmt. Wer sich der Tatsache 
bewußt wird, wie beschwerlich auch bei der besten 
Organisation der Auslandsinstitute die Sammlung 
der Materialien und Daten über junge und alte 
Emigrationen ist, wird der vom Verfasser mit 
Liebe geleisteten Arbeit ein fachliches Lob zollen. 


Sonderprospekte verlangen / Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt: 


Zentralverlag G. m. b. H., Berlin W 35, Potsdamer Str. 41 


Fernsprecher: B 1 Kurfürst Nr. 2881 / Postscheckkonto: Berlin Nr. 78995 
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Heimatdienst - Abonnement 
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Die Zeitschrift „Heimatdienst“, herausgegeben von der Reichszentrale 
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„Heimatdienst“ 


Billiger als einbinden! 


Der ganze Jahrgang mit seinem wertvollen Material 
in einem schönen Einband mit Titeldruck, 
in Goldprägung 
durch einen Stahlstab ohne Durchlochung 
fest, ordentlich und zweckmäßig 
aufgehoben 


bei spesenfreier Zusendung und bei Voraus- 
zahlung auf Postscheckkonto Berlin 78995 


Bestellen Sie sofort: 
2 EINBANDDECKEN 


falls Sie den laufenden Jahrgang nicht 
schon im Stab-Selbstbinder ordneten; damit 
Sie den nun abgelaufenen und den kommen- 
den Jahrgang als Buch in Ihre Bibliothek ein- 
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Streng vertroulich ohne Anzohlung gegen 
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Ein wertvolles Geschenkwerk: 


Der Erste im Krieg, 

Der Erste im Frieden, 

Der Erste lim Herzen des Deutschen 
Volkes! 
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